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Die dritte Konferenz in dieser
Zukunftsreihe, veranstaltet
von der Hans-Böckler-Stiftung
in Zusammenarbeit mit dem
Audi-Betriebsrat Ingolstadt,
hatte das Thema Digitalisie-
rung und Mitbestimmung.
Über 500 Betriebsräte, Ver-
trauensleute, Jugendvertreter
und Gewerkschaftler aus der
Region waren dazu  einge -
laden.

Und sie waren gleich von einer
anderen Sitzordnung überrascht,
denn man saß in kleinen Stuhl-
kreisen zusammen. Partizipation
während der Konferenz war wich-
tig. So wurden nach dem Inputre-
ferat die Themen in den kleinen
Runden diskutiert und per Smart -
phone Schlagworte weitergeleitet
oder über Fragen abgestimmt. In
einem Voting ergab sich, dass ein
Drittel der Teilnehmer erst ein bis
fünf Jahre der Gewerkschaft an-
gehören, während 30 Prozent
länger als 25 Jahre dabei sind,
also eine gute Mischung aus Ju-
gend und Erfahrung.

In seiner Begrüßung betonte Jo-
hann Horn, Bezirksgeschäftsfüh-
rer der IGM Ingolstadt, dass die
Debatte über Arbeit 4.0 stark
technologisch geprägt sei. Jedoch
erfasse die Digitalisierung die
gesamte Prozesskette in allen

Branchen. Gewinner der digitalen
Transformation dürfen nicht nur
die Unternehmen sein.

Jan Paul Giertz von der Hans-
Böckler-Stiftung hob das Projekt
des Audi-Betriebsrates als Leucht-
turmprojekt hervor und begrüßte,
dass auch die  Unternehmens -
leitung von Audi anwesend war.
Gute Arbeit sei mit wirtschaftli-
chem Erfolg vereinbar, die Technik
müsse dem Menschen dienen.

Die beiden Hauptorganisatoren
des Projektes, Ralf Mattes, Refe-
rent beim Gesamtbetriebsrat, und
Hanjo Gerks vom Veränderungs-
management Audi, möchten die
Digitalisierung erlebbar machen.
Deshalb luden sie zu einem Markt-
platz mit vielen Ausstellern ein.

In einer Diskussionsrunde blickte
Peter Mosch, GBR Audi AG, noch-
mals auf den Start des Projektes
2014 zurück. Er betonte, wie
wichtig es ihm ist, die Kolleg_in -
nen mitzunehmen und im Aus-
tausch zu sein. Wichtig sei die
Qualifizierung und Weiterbildung
der Belegschaft bei gleichzeitiger
Beschäftigungssicherung.

Dr. Norbert Kluge, Leiter der Mit-
bestimmungsförderung der HBS,
gab ein starkes Plädoyer für die
Mitbestimmung. Die Mitbestim-

mung müsse raus aus dem alten
Rahmen, betriebliche Grenzen
überwinden und sich an der Wert-
schöpfungskette orientieren.

Moderatorin Kira Marrs (Foto,
rechts) vom Institut für Sozialwis-
senschaftliche Forschung ISF
München führte erst ein einleiten-
des Gespräch mit dem  Sprach -
roboter Nao, bevor sie den DGB-
Vorsitzenden Reiner Hoffmann,
Dr. Katarina Barley, Bundesminis-
terin für Familie, Senioren, Frauen
und Jugend, und Peter Kössler,
Produktionsvorstand Audi AG
(Foto, von links), zur Diskussion
„Transformation der Arbeitswelt
durch Digitalisierung – Perspekti-
ven für die Mitbestimmung“
begrüßte.

Zuvor wurden jedoch die Teilneh-
mer gefragt, ob sie den Eindruck
haben, dass der Mensch im Mit-
telpunkt stünde. Sechs Prozent
hatten überhaupt nicht den Ein-
druck, 38,7% stimmten dem eher
nicht zu, und 39% stimmen dem
nur teilweise zu.

Die Diskutanten waren von dem
Ergebnis nicht überrascht. Barley
sprach für eine gerechte Vertei-
lung, es gehe nicht an, dass die
Chancen in der Effizienz liegen
und die Risiken bei den Beschäf-
tigten. Die Gewerkschaften seien
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Der Mensch im Mittelpunkt? 
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ß nicht naiv vor den Risiken, und 
die Chancen könnten nur genutzt
werden, wenn der Mensch im
Mittelpunkt stehe, so Hoffmann.
Kössler sieht eine Verunsicherung,
die Ängste erzeugt. Die Digitali-
sierung sei ein evolutionärer,
durch Kreativität der Menschen
gestalteter Prozess, der für die
Wettbewerbsfähigkeit der Unter-
nehmen erforderlich sei.

Auf die nächste Frage, was  kon -
kret zu tun sei, sah Kössler „Le-
benslanges Lernen“ und Verände-
rungen im Bildungssystem an
erster Stelle. Hoffmann kritisierte
die teilweise verrotteten Bildungs-
einrichtungen, denn Bildung
müsse der Leuchtturm sein und
nicht Banken und Versicherungen.
Bildung sei auch die Befähigung
zur Selbstbestimmung der Le-
bensumstände. Das länderbezo-
gene Bildungssystem sieht Barley
als Flexibilitätshemmnis. „Lebens -
langes Lernen“ höre sich an wie
„lebenslanger Knast“, diese
Ängste müsse man nehmen, es
bedürfe neuer Formen des
Lernens. „Lernen muss Spaß
machen“, pflichtete Hoffmann bei.

Auf die Frage, was sich konkret
ändere, antwortete der Audi-Vor-
stand, dass im indirekten Bereich
der weitaus größere Verände-
rungsprozess stattfinden werde.
Man wisse, dass viele IT-Systeme
nicht mehr aktuell seien.

Auf die Frage wie die Arbeitswelt
2030 sich darstelle, stellte Hoff-
mann die Gegenfrage nach dem
künftigen Wirtschaftssystem, neo-
liberal oder sozial? Er forderte,
die Plattformökonomie in die
Pflicht zu nehmen. Der Audi-Vor-
stand bekannte sich ausdrücklich
zur Mitbestimmung, sah darin
aber auch eine Mitverpflichtung.
Weiter sieht er die Arbeitsplätze
2030 genau so sicher wie heute.
Ende November wurde eine
Betriebsvereinbarung zum Aus-
schluss betriebsbedingter Kündi-
gungen bis 2025 abgeschlossen.
W

Ulrich Bareiß

wir reden mit
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Uni nach folgenden Aspekten vor:
Eine regionale Auswahl und der
Rückgriff auf den Praxispool der
Uni.

Fazit: Die System-Akkreditierung
der Hochschule kann von einem
eigenen Berufspraxispool profitie-
ren und Lehramtsprozesse können
schneller reakkreditiert werden.
Darüber entbrannte dann eine
rege Diskussion zu diesem  Vor -
gehen der Uni Potsdam.

Über die Auswirkungen von
Staatsvertrag, Musterrechtsver-
ordnung und Handreichungen auf
die Gutachterpraxis diskutierten
Musil, Dr. Olaf Bartz, Professor 
Dr. Joachim Göbel, moderiert von
Jan-Martin Wiarda. Bartz verwies
auf die Beachtung von Best-
Practice-Beispielen für die Lehre

und die Studiengänge. Musil be-
tonte, dass die Gutachter wissen
müssen, um was es geht, damit
sie die richtigen Fragen stellen
können. Göbel unterstrich eben-
falls die nötigen fachlichen
Kompetenzen der Gutachter, die
entsprechend geschult werden
müssten.

Die Gutachter werden von den
Akkreditierungs-Agenturen selbst
ausgesucht. Eine Aufwandsent-
schädigung ist für die Gutachter-
tätigkeit aber nicht einheitlich
geregelt.

Anschließend folgten drei Ent-
wicklungsworkshops mit den
Themen „Berufspraxis im Kontext
interner Verfahren“,  „Berufs -
praxis im Kontext der neuen
Situation der Agenturen“ und
„Schulterschluss von Berufspraxis
und  studentischen Gutachtern“.
Der Workshop zur „Berufspraxis
in der Akkreditierung von Lehr-
amtsstudiengängen“ fiel aus. 
Zu allen drei Workshops soll der
Steuerkreis eine Stellungnahme
abgeben.

Näheres zu unseren Workshops
kann auch im Internet in der
Fotodokumentation nachgelesen
werden:
https://tinyurl.com/ydyamj5y

Am zweiten Tag berichtete Geyer
über Veränderungen im Steuer-
kreis des Gutachternetzwerks
GNW: Für ver.di folgt Lotte Haag
auf Hanne Reiner. Da die Gewerk-

schaft Erziehung und Wissen-
schaft GEW neu ist im GNW,
stellte Sonja Staack sie vor. Sie
verwies auch darauf, dass die
Hans-Böckler-Stiftung sich aus
dem GNW zurückgezogen hat.

Weitere Hinweise gab es zu Punk-
ten wie etwa der Vergleichbarkeit
der Kompetenzen und der Aner-
kennung von Teilleistungen. Dass
die Musterrechtsverordnung am
31. Dezember 2017 in Kraft tritt,
ist ebenso wichtig wie eine starke
Beruflichkeit der Studiengänge.

Zukünftig wird der Akkreditie-
rungsrat sämtliche Akkreditie-
rungsentscheidungen treffen,
sowohl über die Programm- als
auch über die Systemakkreditie-
rung.

Zu den nächsten Terminen des
Netzwerkes gehörten im Dezem-
ber 2017 in Berlin die Interessen-
vertretung für dual Studierende,
außerdem weitere Schulungen für
GutachterInnen, das Thema Bil-
dungsurlaub, die AG-Akkreditie-
rungs-Bilanz und die Neuregelung
im März 2018.

Es wurde noch mal daran erin-
nert, dass sich die GutachterInnen
im Netzwerk registrieren lassen
sollen, auch in Bezug auf ihre
Einsätze. W

Karl Eisele

Fragen an karl.eisele@gmx.de

Bildung

Die drei Säulen der künftigen
Qualitätssicherung
Gutachternetzwerk und Uni Potsdam berieten über Akkreditierung von Studiengängen. Themen
waren dabei drei wesentliche Punkte: Staatsvertrag, Musterrechtsverordnung und Handreichungen.

Auf der Plenumstagung wurden
diese und weitere wichtige Entwi-
ckelungen rund um die Akkredi-
tierungsverfahren diskutiert. Timo
Geyer von der IG Metall, Mitglied
des Steuerkreises des Gutachter-
netzwerks, begrüßte die Teilneh-
merInnen.

Professor Dr. Andreas Musil,
Vizepräsident der Uni Potsdam,
berichtete über das Akkreditie-
rungssystem der Universität.
Auffallend ist, dass die Uni ein
eigenes Qualitätsmanagement-
System hat und keine dezentralen
Ansätze. Die Akkreditierung von
Studiengängen erfolgt durch in-
terne Konzeptakkreditierung und
interne Programme zur Akkredi-
tierung. Die Auswahl externer
Gutachter für die interne Pro-
grammakkreditierung nimmt die

Die Expertinnen und Experten
im Netzwerk von IG Metall,
ver.di. IG BCE, DGB, GEW und
dem Verein Arbeit, Bildung und
Forschung sollen die gewerk-
schaftliche Position in der
Studienreform und im Akkredi-
tierungsprozess stärken und die
Gestaltung und Entwicklung
von Studiengängen im Interesse
der Studierenden bzw.  zukünf -
tigen Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmern unterstützen.
Das Netzwerk soll eine Schnitt-

stelle zu den Akkreditierungs-
agenturen und ihren Gut ach-
ter_innenpools bilden.

Eingeladen sind alle, die sich als
Gutachterin bzw. Gutachter an
der Akkreditierung beteiligen
und gemeinsam an den damit
zusammenhängenden Fragen
arbeiten wollen. W

www.gutachternetzwerk.de

Gutachternetzwerk
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Gute Arbeit

Flexibel, mobil und
immer erreichbar?

I N D U S T R I E

Liebe Kolleginnen
und Kollegen,

bei Gründung von ver.di wurden die Mitglie-
der der Alt-DAG in der Industrie nicht gefragt,
zu welchem Fachbereich sie gerne gehen
würden. Es wurde entschieden, dass die
DAG-Mitglieder der Industrie als Größen- und
Budgetausgleich dem Fachbereich 8 zugeord-
net wurden. Aus damaliger Sicht gab es mit der Alt-Postgewerkschaft
im Bereich Telekom sicher auch Schnittmengen.

Am Anfang fühlten wir uns kritisch beäugt von den Kolleg_innen der
Alt-IG-Medien. Manche Hauptamtliche meinten gar, wir würden doch
eher zur IG Metall gehören. Bei den ehrenamtlichen Kolleg_innen
 hatten wir bei der Frage durchaus Verständnis und erläuterten unse-
ren Standpunkt geduldig. Wir hatten uns alle bewusst für die DAG
und nicht für die IG Metall entschieden.

Aber im Laufe der Jahre fanden wir gut zusammen, haben voneinan-
der gelernt und ergänzen uns. Die Zusammenarbeit mit Haupt- und
Ehrenamtlichen funktioniert reibungslos und das normale Mitglied
wird weiter gut betreut. Im Laufe der Jahre haben haupt- und ehren-
amtliche Funktionsträger gewechselt, auch das hat gut funktioniert.

An dieser Stelle ein Danke an die gute Betreuung in Bayern, wo ich
zuhause bin, sowie an Peter Haacke und Rudi Zink in der  Bundes -
verwaltung.
Die Fachlichkeit und die Haltearbeit haben gut funktioniert, manche
meinten ja, vier Jahre nach ver.di-Gründung wäre mit der Industrie in
ver.di bereits Schluss. Heute stehen wir immer noch da, haben gut
funktionierende Landesfachgruppen und die Austritte sind geringer
als in anderen Gruppen im Fachbereich 8.

Wenn sich jetzt der Fachbereich 8 mit drei oder vier anderen Fachbe-
reichen zusammenschließt, sehe ich dies als große Chance. Wichtig ist
mir jedoch, dass in den Fachgruppen weiterhin gut gearbeitet wird
und die Fachlichkeit erhalten bleibt, dass die bisher bestehenden und
im Fachbereichsstatut aufgeführten Arbeitskreise wie in unserer
 Fachgruppe der Arbeitskreis Ingenieure und Naturwissenschaftler AIN
auch weiterhin möglich sind und die Betreuung im Fachbereich gut
funktioniert. Die Fachgruppe Industrie ist offen für einen neuen Weg
und befürwortet die Gespräche mit den anderen Fachbereichen.

Heute fühle ich mich als Mitglied der Fachgruppe Industrie im FB 8
Medien und morgen als FG Industrie im Fachbereich A, der vielleicht
„Digitale Dienstleistung“ heißen wird. W

Ulrich Bareiß
Bundesvorstand Fachgruppe Industrie · Leiter von AIN
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leistungssektor nieder, bereits 83
Prozent der Beschäftigten sind
dabei betroffen. Hinzu kommen
neue Arbeitsmethoden und mobi-
les Arbeiten. Gerade beim mobi-
len Arbeiten klaffen Wünsche der
Beschäftigten und Wirklichkeit
weit auseinander. Unter Flexibili-
tät verstehen die Arbeitgeber eine
auftragsorientierte Arbeitszeit.
Nicht die Arbeitszeitgesetze müs-
sen überprüft werden, sondern
die Leistungsanforderungen, so
Brandl. Ebenso müsse die Dienst-

leistungsarbeit, die Arbeit mit und
am Menschen, anerkannt und
aufgewertet werden. Das Thema
Gute Arbeit wird bei ver.di dabei
mit vier Projekten begleitet: pren-
timo, Cloud und crowd, digAP
und Transwork.

„Kontinuität und Beteiligung:
‚Gute Arbeit‘-Beschäftigtenbefra-
gung 2016 beim Landesbetrieb
Liegenschafts- und Baubetreuung
Rheinland-Pfalz und Evaluation
der Maßnahmenentwicklung und

-umsetzung“, so lautete das
Thema, das Norbert Bauer, GPR-
Vorsitzender LBB, und Dr. Mary
Lindner, externe Moderatorin und
Gesundheitswissenschaftlerin,
vortrugen. Insgesamt fünf Jahre
hat das Projekt gedauert, vom
Einstieg über eine Beschäftigten-
befragung bis zum Abschluss
einer Dienstvereinbarung. Dabei
wurden die Führungsleitlinien
überarbeitet, eine bessere Verein-
barkeit von Familien und Beruf er-
reicht und die Qualifizierung

Heute haben fast alle politischen
Parteien den Begriff „Gute  Arbeit“
in ihrem Parteiprogramm, ein gro-
ßer Erfolg für ver.di. Auch das jähr-
liche Buch zur Guten  Arbeit und
der DGB-Index Gute Arbeit sind
mittlerweile fest etabliert, erklärte
Karl-Heinz (Charly) Brandl, Be-
reichsleiter Innovation und Gute
Arbeit, im Rückblick auf „Zehn
Jahre ver.di-Initiative Gute Arbeit“. 

Der Megatrend Digitalisierung
schlägt sich vor allem im Dienst-

Hieß das Schlagwort vor zehn Jahren „Sozial
ist, was Arbeit schafft“, so haben ver.di und der
DGB mit dem Projekt „Gute Arbeit“ dagegen-

gehalten. Mit dem Anspruch „Gut ist Arbeit,
die den Ansprüchen der Beschäftigten gerecht
wird“.

P
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ß die Betriebsräte zu Verhandlun-
gen auf. Es ging vor allem um
Desksharing und Home Office. In
nur zehn Monaten wurde ein Ver-
handlungsergebnis erzielt, das
den Bedürfnissen der Beschäftig-
ten gerecht wird. Auf Grund der
kurzen Zeit konnte keine Beteili-
gung der Beschäftigten erreicht
werden, sondern nur Information
zu den Zwischenständen. Desk-
sharing ist freiwillig, es gibt klare
Regeln zur Erreichbarkeit. Jede
 Arbeitsleistung wird erfasst und
bezahlt und alle bereits abge-
schlossenen Betriebsvereinbarun-
gen haben weiterhin Bestand.
Dazu gibt es ein Recht auf Nicht-
erreichbarkeit. Später wurde
diese Betriebsvereinbarung in den
Tarifvertrag Telearbeit des Tele-
kom-Konzerns übernommen. W

Ulrich Bareiß

http://www.verdi.de/themen/
arbeit/gute-arbeit

chischen Erkrankungen massiv
gestiegen, so ein Ergebnis der Un-
tersuchung. Um hier die Arbeits-
bedingungen zu verbessern,
wurden Handlungsfelder definiert
und Fragebögen für die Beschäf-
tigten ausgearbeitet. Als erster
Schritt wird eine radikalisierte
Entgrenzung gefordert und die
Bezahlung und Erfassung jeder
mobilen Arbeitsleistung.
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Zum Schluss trug Jan Öhlmann,
Betriebsrat Privatkunden, Telekom
Deutschland GmbH, über „Tarif-
vertragliche (und betriebliche)
 Regelungen zu „Mobile Working“
im Telekom-Konzern. Entwicklung,
Inhalte und praktische Anwen-
dungserfahrungen“ vor. Thomas
Sattelberger, damals Personalvor-
stand der Telekom, forderte mit
dem Ziel der Kosteneinsparung

der Mitarbeiter vorangetrieben.
Über 75 Prozent der Beschäftig-
ten haben sich bei der Befragung
beteiligt, auch die Führungskräfte
waren eingebunden. Einerseits
sehen die politischen Ziele der
Landesregierung eine Reduzie-
rung des Personals vor, anderer-
seits steigen die Bauinvestitionen
an und viele Strukturmaßnahmen
können aus Mangel an Fachper-
sonal nicht bewältigt werden.
Hier stellt sich die Frage, wie at-
traktiv ist der öffentliche Dienst
für Bauingenieure?

Andreas König vom Forschungs-
projekt prentimo und ver.di-Be-
reich Innovation und Gute Arbeit
stellte die ersten Ergebnisse zum
Projekt „Mobile Arbeit als Gute
Arbeit: Gewerkschaftliche Gestal-
tungsmöglichkeiten“ vor. Mobile
Arbeit ist im Aufwind, bereits
jeder fünfte Beschäftigte arbeitet
mobil. Die Bereitschaft zur Mobili-
tät wird vorausgesetzt und ist
eine (unsichtbare) Leistung on
top. Es gibt höchst unterschiedli-
che Formen der mobilen Arbeit. In
dem Projekt wird die betrieblich
veranlasste Mobilität untersucht.
Dabei sind beruflich bedingte Mo-
bilität und Privatleben immer
schwieriger zu vereinbaren. Seit
Einsatz der mobilen Endgeräte
2006 ist die Anzahl der psy-
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Im November 2017 zogen
viele haupt- und  ehrenamt -
liche Kolleg_innen bei der
Abschlusskonferenz der
 Pilotphase von „Perspektive
ver.di wächst“ in Bayern ein
Resümee.

Mit der „Perspektive ver.di
wächst!“ stehen wichtige Ent-
scheidungen zur Organisations-
struktur von ver.di an. Der
Umbau dieser Struktur hat
neben arbeitsorganisatorischen
Aspekten auch Auswirkungen
auf die gewerkschaftspolitische
Positionierung von ver.di. Seit
Juni dieses Jahres liegt der Ab-
schlussbericht zur Evaluation
vor, der aktuell zusammen mit
einem Basis- und Einführungs-
modell vielerorts innerhalb der
Organisation diskutiert wird.

Auf der Abschlusskonferenz
wurden die Ergebnisse noch
einmal vorgestellt und gemein-
sam besprochen. Neben der
Landesvorsitzenden Luise Kle-
mens, Norbert Flach als Zustän-

diger für Recht und Beratung, und
Linda Schneider, zuständig für
den Service in den ver.di-Zentren,
kam auch der bayerische Be-
triebsratsvorsitzende zu Wort, um
eine  Darstellung aus Sicht der
ver.di-Beschäftigten zu geben.

Als grobes Ergebnis kann man
feststellen, dass die Arbeit in den
ver.di-Zentren recht gut funktio-
niert, die Erreichbarkeit für die
Mitglieder ist spürbar gestiegen.
Nach 17.30 Uhr kommen kaum
mehr Anfragen, so dass man
überlegt, die Erreichbarkeit ent-
sprechend zu verkürzen.

Bei Recht und Beratung wurden
viele neue Kolleg_innen neu ein-
gestellt. Dies führte zu einem
 erhöhten Einarbeitungsaufwand.
Weiter wurde festgestellt, dass
die Nachfrage nach Rechtsaus-
künften durch das verbesserte
Angebot dieser Dienstleistung
insgesamt gestiegen ist. Zusätz-
lich wurde ein Sekretär vom
Dienst eingeführt, um Anfragen
besser steuern zu können.

Bayern ist ein halbes Jahr später
als geplant in den Pilot einge-
stiegen, und dieser hat auch
 länger gedauert. In dieser Zeit
wurde viel ausprobiert und
 nachgesteuert, dies kostete viel
Energie bei Haupt- und Ehren-
amtlichen. Dafür bedankte sich
die Landesleitung. Mit diesen
 Erkenntnissen werden jetzt Zug
um Zug die weiteren  Landes -
bezirke neu strukturiert.

Ob die Hauptamtlichen in den
Fachbereichen dann wirklich
mehr Freiräume für die Arbeit
vor Ort haben, wird sich in der
Praxis zeigen. Bislang gab es, be-
dingt durch die Anlaufsituation,
noch kein eindeutiges Bild.

Nach der Umsetzung der „Per-
spektive“ folgt die Neustruktu-
rierung der Fachbereiche, auch
dies wieder ein Mammutprojekt,
das die Haupt- und  Ehrenamt -
lichen zu stemmen haben. W

Ulrich Bareiß
Mitglied im ver.di Landesbezirksvorstand

Perspektive ver.di wächst!

Pilotphase in Bayern beendet

Der Fachbereich 8 Bayern
 informierte seine Ehren- und
Hauptamtlichen Ende Novem-
ber zu der geplanten  Struk -
turänderung in ver.di.

Einleitend wurde von Kalle
 Kaschel-Arnold, stellvertretender
Leiter des FB 8 in Bayern, ein
Überblick über den Diskussions-
stand in ver.di gegeben. In Bayern
gibt es vom Landesbezirk noch
keine Stellungnahme. Der Bezirk
München steht dem Vorhaben
eher ablehnend gegenüber. In vie-
len Fachbereichen gibt es große
Skepsis. Große Bedenken beste-
hen zu der Identifikation mit dem
Fachbereich, zur Fachlichkeit, zu
der Frage, was mit den Ortsverei-
nen passiert, und dem engen Zeit-
rahmen. Zudem müsse noch bei
der Umsetzung der Perspektive
nachgesteuert werden.

Frank Werneke, stellvertretender
ver.di-Vorsitzender und Leiter 
des Fachbereiches 8, erinnerte an
die Gründung von ver.di und das
 Zustandekommen der 13  Fach -
bereiche. Damals wurde viele
Kompromisse aus Gründen der
Arithmetik und des Proporzes
 gemacht. Heute führen diese zu
 vielen Schnittstellenproblemen.
Branchen haben sich  weiterent -
wickelt, man denke nur an Logis-
tik und Handel, die Flughäfen, die
Privatisierung von öffentlichen
Einrichtungen und Behörden. Dies
ist der Hauptgrund für eine Über-
arbeitung der Fachbereiche, so
Werneke. Weiter müsse man auch
die unterschiedliche Mitglieder-
entwicklung und Beitragssitua-
tion in den 13 Fachbereichen
berücksichtigen. Trotz des schon
lange bekannten Handlungsbe-
darfs habe man erst spät damit
begonnen.

Einige Fachbereiche haben sich
bereits zum Zusammenschluss
verabredet, der Fachbereich 3
(Gesundheitswesen) wird sich
nicht verändern.

Die Situation des Fachbereiches 8
Medien, Kunst und Industrie

mehr wiederzufinden, und dass
Fachkompetenz und Mitglieder-
nähe verloren gehen. Andere
 halten den Zusammenschluss
durchaus für sinnvoll und beto-
nen, was das Mitglied von der
Gewerkschaft braucht: nämlich
Fachlichkeit, branchenbezogene
Fortbildung und  Gewerkschafts -
 arbeit in Ortsgruppen und Betrie-
ben.

Werneke unterstrich, dass ver.di
das Thema „Selbstständige stär-
ken“ sehr ernst nimmt. Da es in
manchen Landesbezirken nur eine
Stelle dafür gibt, ist es natürlich
mit der Erreichbarkeit problema-
tisch. Ein solidarischer Ausgleich
habe auch bisher stattgefunden.
Es gibt keine Logik, dass die
 Fachgruppen entsprechend den
Beitragseinnahmen finanziert
werden. Schwerpunkte werden
dort gesetzt, wo Wachstum mög-
lich ist. Er sieht eine gute Chance
für Jugendarbeit, hier bieten die
Fachbereiche 1und 9 ein gutes
System. Wichtig ist, dass es bei
der Umsetzung der Fachbereiche
keine Störung im Betriebsablauf
gibt.

In der zweiten Diskussionsrunde
hat sich die FG Industrie für die
gute Betreuung bedankt und be-
fürwortet den Zusammenschluss
als Chance. Man sieht aber auch
eine Fürsorgepflicht von ver.di
den Hauptamtlichen gegenüber.
Von weiteren Diskussionsteilneh-

stellte Werneke besonders heraus.
Er empfahl Gespräche mit den
anderen vier, Finanzdienstleistun-
gen (1), Ver-und Entsorgung (2),
Bildung, Wissenschaft und For-
schung (5), Telekommunikation, IT
und Datenverarbeitung (9) aufzu-
nehmen. Bei allen Unterschieden
hätten alle diese Fachbereiche
ihre Identität in den Fachgruppen,
dies sei eine gute Basis für die
 gemeinsame Gestaltung. Zuneh-
mend finde in den genannten
Fachbereichen die Wertschöpfung
über das Netz statt, auch das sei
ein gemeinsamer Nenner. Weiter
soll die Tarifautonomie in den
Fachgruppen verankert werden.
Bis zum Sommer 2018 soll ein
„Gründungsvertrag“ stehen, mit
der Entwicklung von 2019 bis
2023. Die formale Entscheidung
soll 2019 auf der Bundesfachbe-
reichskonferenz getroffen werden.
Werneke plädierte für eine opti-
male Balance zwischen Fachlich-
keit und regionaler Präsenz. Auf
dem nächsten Bundeskongress
2019 soll der Bundesvorstand be-
reits verkleinert werden.

Inzwischen hat sich der  Fach -
bereich 5 Bildung, Wissenschaft
und Forschung aus dem ge-
planten neuen Fachbereich A
verabschiedet. Der Fachbereich
5 wird von Ute Kittel geleitet,
die auch für den Fachbereich
13 Besondere Dienstleistungen
zuständig ist. Der Fachbereich
13 wurde nach dem  ursprüng -
lichen Schema, das im Indus-
trie-Report/mti-Info Anfang
November vorgestellt wurde,
dem neuen Fachbereich B zu-
geteilt, zusammen mit den
 Sozialversicherungen, Bund
und Länder, Gemeinden und
Verkehr (Anmerkung der
 Redaktion).
https://tinyurl.com/y7je8zar

In der anschließenden ersten Dis-
kussionsrunde wurde Kritik am
Mitgliederschwund der Gewerk-
schaften geübt. Einige befürchten,
sich in dem neuen Konstrukt nicht

mern wurde größtmögliche
 Transparenz bei dem Prozess ge-
wünscht. Haustarifverträge, die
leider zunehmen, können nicht
kollektiv beantwortet werden. Die
Solidarität zwischen den Fachbe-
reichen ist Kultur einer Gewerk-
schaft. Man soll eine Diskussion
von unten nach oben führen, was
ist sinnvoll, was kann man lassen.

Christa Hasenmaile äußerte große
Sorge um den Fachbereich 8, es
bestehe Notwendigkeit zum Han-
deln. Sie sehe keine Alternative zu
einer Fusion. Auch Gewerkschaf-
ten müssten verantwortungsvoll
mit den Mitgliedsbeiträgen um-
gehen. Jedoch ist ihr der Vorgang
zu technokratisch und zu wenig
emotional, leider werde zu wenig
diskutiert, was positiv läuft. Und
vielleicht sei es insgesamt zu viel
Umbau auf einmal, Perspektive
und Fachbereiche.

Werneke betonte, dass es zwi-
schen den zwei Projekten keine
Verbindung gebe, auch ohne Per-
spektive würde sich die Frage
nach der Zukunft der Fachberei-
che stellen. Leider hatte man bis-
her nicht den Mut, Vorschläge zu
machen. Die überwiegende Reak-
tion der Mitglieder sei positiv. Der
FB 8 entscheide selbst, welche
Fachgruppen er hat. Es gibt Dis-
kussionen zu Alternativmodellen,
darin spielt aber der FB 8 keine
Rolle. Die Diskussion zur Matrix
wurde auch angedacht, der Bun-
desvorstand hat sich dagegen
entschieden. Die Gremien werden
in den Fachbereichen eigenstän-
dig entscheiden, man brauche gut
funktionierende FG-Vorstände.
Aber brauchen wir wirklich alles?
Braucht man über 30.000 Gre-
mien in ver.di? Jeder Fachbereich
muss sich spätestens im Frühjahr
2019 entscheiden, welchen Weg
er geht. Dabei kann der Gewerk-
schaftsrat keinem Fachbereich
etwas vorschreiben. Erste  Ent -
würfe dazu soll es im Februar/
März 2018 geben. W

Ulrich Bareiß
Vorsitzender FG Industrie in Bayern
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Nach zwei  Verhandlungs -
terminen, die von rund 7.000
Kolleg_innen der IG Metall
und von ver.di mit Aktionen
begleitet wurden, gibt es
 erwartungsgemäß noch kein
Ergebnis. Ganz im Gegenteil:
Die Positionen liegen weit
auseinander.

Die Forderung der IG Metall zu-
sammengefasst: 
• 6,0 % Entgelterhöhung auf

zwölf Monate
• Wahloption für eine verkürzte

Vollzeit für alle mit bis zu 28
Stunden-Woche auf zwei
Jahre mit Rückkehrrecht 
(persönliche Wahlarbeitszeit)

• Zuschuss bei Arbeitszeitver-
kürzung bei belasteter Arbeit
von 750 Euro pro Jahr ab Min-
destreduzierung

• Zuschuss bei Arbeitszeitver-
kürzung zur Kinderbetreuung
oder Pflege von 200 Euro pro
Monat ab Mindestreduzierung

• Dazu weitere Themen wie
Leistungsdruck begrenzen mit
Personalbemessung und freie

Tage zur Prüfungsvorbereitung
für Azubis und dual Studie-
rende.

Die wirtschaftliche Situation in
den Betrieben ist besser als bei
den Runden 2014/16 und alle
Prognosen der Institute zeigen
eine weiterhin ungebrochene
Wirtschaftsdynamik an. Dies
 erkennen auch die Arbeitgeber 
in ihrer Einschätzung an und be-
richten von vollen  Auftrags -
büchern.

In der zweiten Verhandlungs-
runde haben nun die Arbeitgeber
ein Angebot von 2,0 % auf 15
Monate angeboten. Dieses An-
gebot ist jedoch verknüpft mit
einer vom Arbeitgeber bestimm-
ten bedarfsorientierten flexiblen
Arbeitszeit. Mehrarbeitszu-
schläge und Schichtzulagen
seien nicht mehr zeitgemäß, und
für ältere Arbeitnehmer müsse
der Kündigungsschutz und der
Entgeltausgleich bei Leistungs-
minderung abgeschafft werden,
so die Gegenforderung des VBM.

Eine vom Arbeitnehmer be-
stimmte Flexibilität würde den
Fachkräftemangel verstärken.
Wer genau nachrechnet, kommt
schnell dahinter, dass das Ange-
bot der Arbeitgeber in Wirklich-
keit eine Reduzierung der Lohn -
kosten zum Ziel hat. Man brau-
che schließlich finanzielle Mittel
um die Digitalisierung voran zu
treiben, so die Arbeitgeber.

Der nächste Verhandlungstermin
ist in Bayern am 15. Januar
2018. Das „Angebot“ bzw. die

„Forderung“ der Arbeitgeber ist
eine Provokation. Die Friedens-
pflicht endet am 31. Dezember
2017, und mit den ersten Warn-
streiks ist ab dem 8. Januar zu
rechnen. Alle ver.di-Mitglieder
im Bereich der M+E sind aufge-
rufen, sich an den Aktionen, den
Warnstreiks, den Streiktagen der
IGM zu beteiligen. Die entspre-
chende Streikunterstützung wird
beim ver.di-Bundesvorstand be-
antragt. W

ub

Tarifverhandlungen Metall und Elektro

Postionen noch weit auseinander

Es sei ein bemerkenswerter
Termin, erklärte der Vorsit-
zende der Deutschen Energie-
Agentur, Andreas Kuhlmann,
zu Beginn des dena-Kongres-
ses. Gerade sei die „Zeit der
Augenringe“ bei der  Welt -
klimakonferenz vorbei, da
mussten die rund 900  Teil -
nehmer_innnen und etwa 80
 Referent_inen im Berliner
Congress Centrum erfahren,
„dass Politik mehr ist als
 Energiewende“.

In der Nacht hatte die FDP die
Sondierungsgespräche abgebro-
chen, wovon sich viele überrascht
zeigten. Aber, so Kuhlmann,
„Energiewende ist auch mehr als
Energiewirtschaft.“ Und er for-
derte: „Wir brauchen eine Regie-

rung, die sich dieser Fragen an-
nimmt.“

In der Plenumsrunde „Integrierte
Energiewende – und was jetzt zu
tun ist“ forderten der Vorstands-
vorsitzende von Vonovia, der
 Geschäftsführer von Vattenfall
Deutschland, von Ford Deutsch-
land und der Getec Wärme und
 Effizienz GmbH vor allem Pla-
nungssicherheit. Tuomo Hatakka
von Vattenfall betonte eine
„Energiekulturwende“ im eige-
nen Haus. Vattenfall setze in Zu-
kunft mehr auf Demokratisierung,
Dezentralisierung und Diversität. 
Buch erklärte, seine  Wohnungs -
gesellschaft Vonovia sei durch
 Energiegewinnungs- und -spar-
maßnahmen zum Stromabgeber
aufgestiegen, und skizzierte seine

Wunschvorstellung von energie-
autonomen Wohnquartieren.
Ford, so Gunnar Herrmann, müsse
sich vom Autofabrikanten zum
Mobilitätsanbieter entwickeln,
aber: „Ohne bezahlbare Energie-
versorgung ist unser Konzept
nicht tragbar.“ 

Michael Lowak von der Getec
sagte, dass Energie- und Immobi-
lienbranche stärker zusammen-
wachsen müssten. Vonovia-Chef
Buch erläuterte, dass bei künfti-
ger Bauplanung elektrische Lade-
stationen und Carsharing gleich
mit konzipiert werden sollten.

Politiker bestimmten die zweite
Plenumsrunde zur integrierten
Energiewende „Was jetzt ge-
macht wird“. Kuhlmann gab zu,

Energiewende

Wohnquartiere als Eigenversorger planen
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dass sein Konzept wertlos sei:
„Ich dachte, wir könnten hier
über Ergebnisse reden.“ An den
Energiethemen habe das Schei-
tern nicht gelegen, erklärte der
Berliner FDP-Abgeordnete Henner
Schmidt, der im „Backoffice“ bei
Energiethemen beraten hat.

Einig waren sich Ralph Lenkert,
Linke, und Oliver Krischer, Grüne,
dass der Kohleaussteig begonnen
und mit Infrastrukturmaßnahmen
für die betroffenen Regionen ab-
gefedert werden müsse, während
Bernd Westphal von der SPD (und
der IG BCE) den Kohleausstieg als
Fehler bezeichnete und eine er-
neute Große Koalition forderte. W

Susanne Stracke-Neumann

https://www.dena.de
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ß die Betriebsräte zu Verhandlun-
gen auf. Es ging vor allem um
Desksharing und Home Office. In
nur zehn Monaten wurde ein Ver-
handlungsergebnis erzielt, das
den Bedürfnissen der Beschäftig-
ten gerecht wird. Auf Grund der
kurzen Zeit konnte keine Beteili-
gung der Beschäftigten erreicht
werden, sondern nur Information
zu den Zwischenständen. Desk-
sharing ist freiwillig, es gibt klare
Regeln zur Erreichbarkeit. Jede
 Arbeitsleistung wird erfasst und
bezahlt und alle bereits abge-
schlossenen Betriebsvereinbarun-
gen haben weiterhin Bestand.
Dazu gibt es ein Recht auf Nicht-
erreichbarkeit. Später wurde
diese Betriebsvereinbarung in den
Tarifvertrag Telearbeit des Tele-
kom-Konzerns übernommen. W

Ulrich Bareiß

http://www.verdi.de/themen/
arbeit/gute-arbeit

chischen Erkrankungen massiv
gestiegen, so ein Ergebnis der Un-
tersuchung. Um hier die Arbeits-
bedingungen zu verbessern,
wurden Handlungsfelder definiert
und Fragebögen für die Beschäf-
tigten ausgearbeitet. Als erster
Schritt wird eine radikalisierte
Entgrenzung gefordert und die
Bezahlung und Erfassung jeder
mobilen Arbeitsleistung.

Informationen für Mitglieder der Fachgruppe Industrie/industrielle Dienstleistungen im ver.di-Fachbereich 8 Dez. 2017

Zum Schluss trug Jan Öhlmann,
Betriebsrat Privatkunden, Telekom
Deutschland GmbH, über „Tarif-
vertragliche (und betriebliche)
 Regelungen zu „Mobile Working“
im Telekom-Konzern. Entwicklung,
Inhalte und praktische Anwen-
dungserfahrungen“ vor. Thomas
Sattelberger, damals Personalvor-
stand der Telekom, forderte mit
dem Ziel der Kosteneinsparung

der Mitarbeiter vorangetrieben.
Über 75 Prozent der Beschäftig-
ten haben sich bei der Befragung
beteiligt, auch die Führungskräfte
waren eingebunden. Einerseits
sehen die politischen Ziele der
Landesregierung eine Reduzie-
rung des Personals vor, anderer-
seits steigen die Bauinvestitionen
an und viele Strukturmaßnahmen
können aus Mangel an Fachper-
sonal nicht bewältigt werden.
Hier stellt sich die Frage, wie at-
traktiv ist der öffentliche Dienst
für Bauingenieure?

Andreas König vom Forschungs-
projekt prentimo und ver.di-Be-
reich Innovation und Gute Arbeit
stellte die ersten Ergebnisse zum
Projekt „Mobile Arbeit als Gute
Arbeit: Gewerkschaftliche Gestal-
tungsmöglichkeiten“ vor. Mobile
Arbeit ist im Aufwind, bereits
jeder fünfte Beschäftigte arbeitet
mobil. Die Bereitschaft zur Mobili-
tät wird vorausgesetzt und ist
eine (unsichtbare) Leistung on
top. Es gibt höchst unterschiedli-
che Formen der mobilen Arbeit. In
dem Projekt wird die betrieblich
veranlasste Mobilität untersucht.
Dabei sind beruflich bedingte Mo-
bilität und Privatleben immer
schwieriger zu vereinbaren. Seit
Einsatz der mobilen Endgeräte
2006 ist die Anzahl der psy-
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Im November 2017 zogen
viele haupt- und  ehrenamt -
liche Kolleg_innen bei der
Abschlusskonferenz der
 Pilotphase von „Perspektive
ver.di wächst“ in Bayern ein
Resümee.

Mit der „Perspektive ver.di
wächst!“ stehen wichtige Ent-
scheidungen zur Organisations-
struktur von ver.di an. Der
Umbau dieser Struktur hat
neben arbeitsorganisatorischen
Aspekten auch Auswirkungen
auf die gewerkschaftspolitische
Positionierung von ver.di. Seit
Juni dieses Jahres liegt der Ab-
schlussbericht zur Evaluation
vor, der aktuell zusammen mit
einem Basis- und Einführungs-
modell vielerorts innerhalb der
Organisation diskutiert wird.

Auf der Abschlusskonferenz
wurden die Ergebnisse noch
einmal vorgestellt und gemein-
sam besprochen. Neben der
Landesvorsitzenden Luise Kle-
mens, Norbert Flach als Zustän-

diger für Recht und Beratung, und
Linda Schneider, zuständig für
den Service in den ver.di-Zentren,
kam auch der bayerische Be-
triebsratsvorsitzende zu Wort, um
eine  Darstellung aus Sicht der
ver.di-Beschäftigten zu geben.

Als grobes Ergebnis kann man
feststellen, dass die Arbeit in den
ver.di-Zentren recht gut funktio-
niert, die Erreichbarkeit für die
Mitglieder ist spürbar gestiegen.
Nach 17.30 Uhr kommen kaum
mehr Anfragen, so dass man
überlegt, die Erreichbarkeit ent-
sprechend zu verkürzen.

Bei Recht und Beratung wurden
viele neue Kolleg_innen neu ein-
gestellt. Dies führte zu einem
 erhöhten Einarbeitungsaufwand.
Weiter wurde festgestellt, dass
die Nachfrage nach Rechtsaus-
künften durch das verbesserte
Angebot dieser Dienstleistung
insgesamt gestiegen ist. Zusätz-
lich wurde ein Sekretär vom
Dienst eingeführt, um Anfragen
besser steuern zu können.

Bayern ist ein halbes Jahr später
als geplant in den Pilot einge-
stiegen, und dieser hat auch
 länger gedauert. In dieser Zeit
wurde viel ausprobiert und
 nachgesteuert, dies kostete viel
Energie bei Haupt- und Ehren-
amtlichen. Dafür bedankte sich
die Landesleitung. Mit diesen
 Erkenntnissen werden jetzt Zug
um Zug die weiteren  Landes -
bezirke neu strukturiert.

Ob die Hauptamtlichen in den
Fachbereichen dann wirklich
mehr Freiräume für die Arbeit
vor Ort haben, wird sich in der
Praxis zeigen. Bislang gab es, be-
dingt durch die Anlaufsituation,
noch kein eindeutiges Bild.

Nach der Umsetzung der „Per-
spektive“ folgt die Neustruktu-
rierung der Fachbereiche, auch
dies wieder ein Mammutprojekt,
das die Haupt- und  Ehrenamt -
lichen zu stemmen haben. W

Ulrich Bareiß
Mitglied im ver.di Landesbezirksvorstand

Perspektive ver.di wächst!

Pilotphase in Bayern beendet

Der Fachbereich 8 Bayern
 informierte seine Ehren- und
Hauptamtlichen Ende Novem-
ber zu der geplanten  Struk -
turänderung in ver.di.

Einleitend wurde von Kalle
 Kaschel-Arnold, stellvertretender
Leiter des FB 8 in Bayern, ein
Überblick über den Diskussions-
stand in ver.di gegeben. In Bayern
gibt es vom Landesbezirk noch
keine Stellungnahme. Der Bezirk
München steht dem Vorhaben
eher ablehnend gegenüber. In vie-
len Fachbereichen gibt es große
Skepsis. Große Bedenken beste-
hen zu der Identifikation mit dem
Fachbereich, zur Fachlichkeit, zu
der Frage, was mit den Ortsverei-
nen passiert, und dem engen Zeit-
rahmen. Zudem müsse noch bei
der Umsetzung der Perspektive
nachgesteuert werden.

Frank Werneke, stellvertretender
ver.di-Vorsitzender und Leiter 
des Fachbereiches 8, erinnerte an
die Gründung von ver.di und das
 Zustandekommen der 13  Fach -
bereiche. Damals wurde viele
Kompromisse aus Gründen der
Arithmetik und des Proporzes
 gemacht. Heute führen diese zu
 vielen Schnittstellenproblemen.
Branchen haben sich  weiterent -
wickelt, man denke nur an Logis-
tik und Handel, die Flughäfen, die
Privatisierung von öffentlichen
Einrichtungen und Behörden. Dies
ist der Hauptgrund für eine Über-
arbeitung der Fachbereiche, so
Werneke. Weiter müsse man auch
die unterschiedliche Mitglieder-
entwicklung und Beitragssitua-
tion in den 13 Fachbereichen
berücksichtigen. Trotz des schon
lange bekannten Handlungsbe-
darfs habe man erst spät damit
begonnen.

Einige Fachbereiche haben sich
bereits zum Zusammenschluss
verabredet, der Fachbereich 3
(Gesundheitswesen) wird sich
nicht verändern.

Die Situation des Fachbereiches 8
Medien, Kunst und Industrie

mehr wiederzufinden, und dass
Fachkompetenz und Mitglieder-
nähe verloren gehen. Andere
 halten den Zusammenschluss
durchaus für sinnvoll und beto-
nen, was das Mitglied von der
Gewerkschaft braucht: nämlich
Fachlichkeit, branchenbezogene
Fortbildung und  Gewerkschafts -
 arbeit in Ortsgruppen und Betrie-
ben.

Werneke unterstrich, dass ver.di
das Thema „Selbstständige stär-
ken“ sehr ernst nimmt. Da es in
manchen Landesbezirken nur eine
Stelle dafür gibt, ist es natürlich
mit der Erreichbarkeit problema-
tisch. Ein solidarischer Ausgleich
habe auch bisher stattgefunden.
Es gibt keine Logik, dass die
 Fachgruppen entsprechend den
Beitragseinnahmen finanziert
werden. Schwerpunkte werden
dort gesetzt, wo Wachstum mög-
lich ist. Er sieht eine gute Chance
für Jugendarbeit, hier bieten die
Fachbereiche 1und 9 ein gutes
System. Wichtig ist, dass es bei
der Umsetzung der Fachbereiche
keine Störung im Betriebsablauf
gibt.

In der zweiten Diskussionsrunde
hat sich die FG Industrie für die
gute Betreuung bedankt und be-
fürwortet den Zusammenschluss
als Chance. Man sieht aber auch
eine Fürsorgepflicht von ver.di
den Hauptamtlichen gegenüber.
Von weiteren Diskussionsteilneh-

stellte Werneke besonders heraus.
Er empfahl Gespräche mit den
anderen vier, Finanzdienstleistun-
gen (1), Ver-und Entsorgung (2),
Bildung, Wissenschaft und For-
schung (5), Telekommunikation, IT
und Datenverarbeitung (9) aufzu-
nehmen. Bei allen Unterschieden
hätten alle diese Fachbereiche
ihre Identität in den Fachgruppen,
dies sei eine gute Basis für die
 gemeinsame Gestaltung. Zuneh-
mend finde in den genannten
Fachbereichen die Wertschöpfung
über das Netz statt, auch das sei
ein gemeinsamer Nenner. Weiter
soll die Tarifautonomie in den
Fachgruppen verankert werden.
Bis zum Sommer 2018 soll ein
„Gründungsvertrag“ stehen, mit
der Entwicklung von 2019 bis
2023. Die formale Entscheidung
soll 2019 auf der Bundesfachbe-
reichskonferenz getroffen werden.
Werneke plädierte für eine opti-
male Balance zwischen Fachlich-
keit und regionaler Präsenz. Auf
dem nächsten Bundeskongress
2019 soll der Bundesvorstand be-
reits verkleinert werden.

Inzwischen hat sich der  Fach -
bereich 5 Bildung, Wissenschaft
und Forschung aus dem ge-
planten neuen Fachbereich A
verabschiedet. Der Fachbereich
5 wird von Ute Kittel geleitet,
die auch für den Fachbereich
13 Besondere Dienstleistungen
zuständig ist. Der Fachbereich
13 wurde nach dem  ursprüng -
lichen Schema, das im Indus-
trie-Report/mti-Info Anfang
November vorgestellt wurde,
dem neuen Fachbereich B zu-
geteilt, zusammen mit den
 Sozialversicherungen, Bund
und Länder, Gemeinden und
Verkehr (Anmerkung der
 Redaktion).
https://tinyurl.com/y7je8zar

In der anschließenden ersten Dis-
kussionsrunde wurde Kritik am
Mitgliederschwund der Gewerk-
schaften geübt. Einige befürchten,
sich in dem neuen Konstrukt nicht

mern wurde größtmögliche
 Transparenz bei dem Prozess ge-
wünscht. Haustarifverträge, die
leider zunehmen, können nicht
kollektiv beantwortet werden. Die
Solidarität zwischen den Fachbe-
reichen ist Kultur einer Gewerk-
schaft. Man soll eine Diskussion
von unten nach oben führen, was
ist sinnvoll, was kann man lassen.

Christa Hasenmaile äußerte große
Sorge um den Fachbereich 8, es
bestehe Notwendigkeit zum Han-
deln. Sie sehe keine Alternative zu
einer Fusion. Auch Gewerkschaf-
ten müssten verantwortungsvoll
mit den Mitgliedsbeiträgen um-
gehen. Jedoch ist ihr der Vorgang
zu technokratisch und zu wenig
emotional, leider werde zu wenig
diskutiert, was positiv läuft. Und
vielleicht sei es insgesamt zu viel
Umbau auf einmal, Perspektive
und Fachbereiche.

Werneke betonte, dass es zwi-
schen den zwei Projekten keine
Verbindung gebe, auch ohne Per-
spektive würde sich die Frage
nach der Zukunft der Fachberei-
che stellen. Leider hatte man bis-
her nicht den Mut, Vorschläge zu
machen. Die überwiegende Reak-
tion der Mitglieder sei positiv. Der
FB 8 entscheide selbst, welche
Fachgruppen er hat. Es gibt Dis-
kussionen zu Alternativmodellen,
darin spielt aber der FB 8 keine
Rolle. Die Diskussion zur Matrix
wurde auch angedacht, der Bun-
desvorstand hat sich dagegen
entschieden. Die Gremien werden
in den Fachbereichen eigenstän-
dig entscheiden, man brauche gut
funktionierende FG-Vorstände.
Aber brauchen wir wirklich alles?
Braucht man über 30.000 Gre-
mien in ver.di? Jeder Fachbereich
muss sich spätestens im Frühjahr
2019 entscheiden, welchen Weg
er geht. Dabei kann der Gewerk-
schaftsrat keinem Fachbereich
etwas vorschreiben. Erste  Ent -
würfe dazu soll es im Februar/
März 2018 geben. W

Ulrich Bareiß
Vorsitzender FG Industrie in Bayern
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Nach zwei  Verhandlungs -
terminen, die von rund 7.000
Kolleg_innen der IG Metall
und von ver.di mit Aktionen
begleitet wurden, gibt es
 erwartungsgemäß noch kein
Ergebnis. Ganz im Gegenteil:
Die Positionen liegen weit
auseinander.

Die Forderung der IG Metall zu-
sammengefasst: 
• 6,0 % Entgelterhöhung auf

zwölf Monate
• Wahloption für eine verkürzte

Vollzeit für alle mit bis zu 28
Stunden-Woche auf zwei
Jahre mit Rückkehrrecht 
(persönliche Wahlarbeitszeit)

• Zuschuss bei Arbeitszeitver-
kürzung bei belasteter Arbeit
von 750 Euro pro Jahr ab Min-
destreduzierung

• Zuschuss bei Arbeitszeitver-
kürzung zur Kinderbetreuung
oder Pflege von 200 Euro pro
Monat ab Mindestreduzierung

• Dazu weitere Themen wie
Leistungsdruck begrenzen mit
Personalbemessung und freie

Tage zur Prüfungsvorbereitung
für Azubis und dual Studie-
rende.

Die wirtschaftliche Situation in
den Betrieben ist besser als bei
den Runden 2014/16 und alle
Prognosen der Institute zeigen
eine weiterhin ungebrochene
Wirtschaftsdynamik an. Dies
 erkennen auch die Arbeitgeber 
in ihrer Einschätzung an und be-
richten von vollen  Auftrags -
büchern.

In der zweiten Verhandlungs-
runde haben nun die Arbeitgeber
ein Angebot von 2,0 % auf 15
Monate angeboten. Dieses An-
gebot ist jedoch verknüpft mit
einer vom Arbeitgeber bestimm-
ten bedarfsorientierten flexiblen
Arbeitszeit. Mehrarbeitszu-
schläge und Schichtzulagen
seien nicht mehr zeitgemäß, und
für ältere Arbeitnehmer müsse
der Kündigungsschutz und der
Entgeltausgleich bei Leistungs-
minderung abgeschafft werden,
so die Gegenforderung des VBM.

Eine vom Arbeitnehmer be-
stimmte Flexibilität würde den
Fachkräftemangel verstärken.
Wer genau nachrechnet, kommt
schnell dahinter, dass das Ange-
bot der Arbeitgeber in Wirklich-
keit eine Reduzierung der Lohn -
kosten zum Ziel hat. Man brau-
che schließlich finanzielle Mittel
um die Digitalisierung voran zu
treiben, so die Arbeitgeber.

Der nächste Verhandlungstermin
ist in Bayern am 15. Januar
2018. Das „Angebot“ bzw. die

„Forderung“ der Arbeitgeber ist
eine Provokation. Die Friedens-
pflicht endet am 31. Dezember
2017, und mit den ersten Warn-
streiks ist ab dem 8. Januar zu
rechnen. Alle ver.di-Mitglieder
im Bereich der M+E sind aufge-
rufen, sich an den Aktionen, den
Warnstreiks, den Streiktagen der
IGM zu beteiligen. Die entspre-
chende Streikunterstützung wird
beim ver.di-Bundesvorstand be-
antragt. W

ub

Tarifverhandlungen Metall und Elektro

Postionen noch weit auseinander

Es sei ein bemerkenswerter
Termin, erklärte der Vorsit-
zende der Deutschen Energie-
Agentur, Andreas Kuhlmann,
zu Beginn des dena-Kongres-
ses. Gerade sei die „Zeit der
Augenringe“ bei der  Welt -
klimakonferenz vorbei, da
mussten die rund 900  Teil -
nehmer_innnen und etwa 80
 Referent_inen im Berliner
Congress Centrum erfahren,
„dass Politik mehr ist als
 Energiewende“.

In der Nacht hatte die FDP die
Sondierungsgespräche abgebro-
chen, wovon sich viele überrascht
zeigten. Aber, so Kuhlmann,
„Energiewende ist auch mehr als
Energiewirtschaft.“ Und er for-
derte: „Wir brauchen eine Regie-

rung, die sich dieser Fragen an-
nimmt.“

In der Plenumsrunde „Integrierte
Energiewende – und was jetzt zu
tun ist“ forderten der Vorstands-
vorsitzende von Vonovia, der
 Geschäftsführer von Vattenfall
Deutschland, von Ford Deutsch-
land und der Getec Wärme und
 Effizienz GmbH vor allem Pla-
nungssicherheit. Tuomo Hatakka
von Vattenfall betonte eine
„Energiekulturwende“ im eige-
nen Haus. Vattenfall setze in Zu-
kunft mehr auf Demokratisierung,
Dezentralisierung und Diversität. 
Buch erklärte, seine  Wohnungs -
gesellschaft Vonovia sei durch
 Energiegewinnungs- und -spar-
maßnahmen zum Stromabgeber
aufgestiegen, und skizzierte seine

Wunschvorstellung von energie-
autonomen Wohnquartieren.
Ford, so Gunnar Herrmann, müsse
sich vom Autofabrikanten zum
Mobilitätsanbieter entwickeln,
aber: „Ohne bezahlbare Energie-
versorgung ist unser Konzept
nicht tragbar.“ 

Michael Lowak von der Getec
sagte, dass Energie- und Immobi-
lienbranche stärker zusammen-
wachsen müssten. Vonovia-Chef
Buch erläuterte, dass bei künfti-
ger Bauplanung elektrische Lade-
stationen und Carsharing gleich
mit konzipiert werden sollten.

Politiker bestimmten die zweite
Plenumsrunde zur integrierten
Energiewende „Was jetzt ge-
macht wird“. Kuhlmann gab zu,

Energiewende

Wohnquartiere als Eigenversorger planen

Informationen für Mitglieder der Fachgruppe Industrie/industrielle Dienstleistungen im ver.di-Fachbereich 8 Dez. 2017Informationen für Mitglieder der Fachgruppe Industrie/industrielle Dienstleistungen im ver.di-Fachbereich 8 Dez. 2017

dass sein Konzept wertlos sei:
„Ich dachte, wir könnten hier
über Ergebnisse reden.“ An den
Energiethemen habe das Schei-
tern nicht gelegen, erklärte der
Berliner FDP-Abgeordnete Henner
Schmidt, der im „Backoffice“ bei
Energiethemen beraten hat.

Einig waren sich Ralph Lenkert,
Linke, und Oliver Krischer, Grüne,
dass der Kohleaussteig begonnen
und mit Infrastrukturmaßnahmen
für die betroffenen Regionen ab-
gefedert werden müsse, während
Bernd Westphal von der SPD (und
der IG BCE) den Kohleausstieg als
Fehler bezeichnete und eine er-
neute Große Koalition forderte. W

Susanne Stracke-Neumann

https://www.dena.de
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ß die Betriebsräte zu Verhandlun-
gen auf. Es ging vor allem um
Desksharing und Home Office. In
nur zehn Monaten wurde ein Ver-
handlungsergebnis erzielt, das
den Bedürfnissen der Beschäftig-
ten gerecht wird. Auf Grund der
kurzen Zeit konnte keine Beteili-
gung der Beschäftigten erreicht
werden, sondern nur Information
zu den Zwischenständen. Desk-
sharing ist freiwillig, es gibt klare
Regeln zur Erreichbarkeit. Jede
 Arbeitsleistung wird erfasst und
bezahlt und alle bereits abge-
schlossenen Betriebsvereinbarun-
gen haben weiterhin Bestand.
Dazu gibt es ein Recht auf Nicht-
erreichbarkeit. Später wurde
diese Betriebsvereinbarung in den
Tarifvertrag Telearbeit des Tele-
kom-Konzerns übernommen. W

Ulrich Bareiß

http://www.verdi.de/themen/
arbeit/gute-arbeit

chischen Erkrankungen massiv
gestiegen, so ein Ergebnis der Un-
tersuchung. Um hier die Arbeits-
bedingungen zu verbessern,
wurden Handlungsfelder definiert
und Fragebögen für die Beschäf-
tigten ausgearbeitet. Als erster
Schritt wird eine radikalisierte
Entgrenzung gefordert und die
Bezahlung und Erfassung jeder
mobilen Arbeitsleistung.

Informationen für Mitglieder der Fachgruppe Industrie/industrielle Dienstleistungen im ver.di-Fachbereich 8 Dez. 2017

Zum Schluss trug Jan Öhlmann,
Betriebsrat Privatkunden, Telekom
Deutschland GmbH, über „Tarif-
vertragliche (und betriebliche)
 Regelungen zu „Mobile Working“
im Telekom-Konzern. Entwicklung,
Inhalte und praktische Anwen-
dungserfahrungen“ vor. Thomas
Sattelberger, damals Personalvor-
stand der Telekom, forderte mit
dem Ziel der Kosteneinsparung

der Mitarbeiter vorangetrieben.
Über 75 Prozent der Beschäftig-
ten haben sich bei der Befragung
beteiligt, auch die Führungskräfte
waren eingebunden. Einerseits
sehen die politischen Ziele der
Landesregierung eine Reduzie-
rung des Personals vor, anderer-
seits steigen die Bauinvestitionen
an und viele Strukturmaßnahmen
können aus Mangel an Fachper-
sonal nicht bewältigt werden.
Hier stellt sich die Frage, wie at-
traktiv ist der öffentliche Dienst
für Bauingenieure?

Andreas König vom Forschungs-
projekt prentimo und ver.di-Be-
reich Innovation und Gute Arbeit
stellte die ersten Ergebnisse zum
Projekt „Mobile Arbeit als Gute
Arbeit: Gewerkschaftliche Gestal-
tungsmöglichkeiten“ vor. Mobile
Arbeit ist im Aufwind, bereits
jeder fünfte Beschäftigte arbeitet
mobil. Die Bereitschaft zur Mobili-
tät wird vorausgesetzt und ist
eine (unsichtbare) Leistung on
top. Es gibt höchst unterschiedli-
che Formen der mobilen Arbeit. In
dem Projekt wird die betrieblich
veranlasste Mobilität untersucht.
Dabei sind beruflich bedingte Mo-
bilität und Privatleben immer
schwieriger zu vereinbaren. Seit
Einsatz der mobilen Endgeräte
2006 ist die Anzahl der psy-
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Im November 2017 zogen
viele haupt- und  ehrenamt -
liche Kolleg_innen bei der
Abschlusskonferenz der
 Pilotphase von „Perspektive
ver.di wächst“ in Bayern ein
Resümee.

Mit der „Perspektive ver.di
wächst!“ stehen wichtige Ent-
scheidungen zur Organisations-
struktur von ver.di an. Der
Umbau dieser Struktur hat
neben arbeitsorganisatorischen
Aspekten auch Auswirkungen
auf die gewerkschaftspolitische
Positionierung von ver.di. Seit
Juni dieses Jahres liegt der Ab-
schlussbericht zur Evaluation
vor, der aktuell zusammen mit
einem Basis- und Einführungs-
modell vielerorts innerhalb der
Organisation diskutiert wird.

Auf der Abschlusskonferenz
wurden die Ergebnisse noch
einmal vorgestellt und gemein-
sam besprochen. Neben der
Landesvorsitzenden Luise Kle-
mens, Norbert Flach als Zustän-

diger für Recht und Beratung, und
Linda Schneider, zuständig für
den Service in den ver.di-Zentren,
kam auch der bayerische Be-
triebsratsvorsitzende zu Wort, um
eine  Darstellung aus Sicht der
ver.di-Beschäftigten zu geben.

Als grobes Ergebnis kann man
feststellen, dass die Arbeit in den
ver.di-Zentren recht gut funktio-
niert, die Erreichbarkeit für die
Mitglieder ist spürbar gestiegen.
Nach 17.30 Uhr kommen kaum
mehr Anfragen, so dass man
überlegt, die Erreichbarkeit ent-
sprechend zu verkürzen.

Bei Recht und Beratung wurden
viele neue Kolleg_innen neu ein-
gestellt. Dies führte zu einem
 erhöhten Einarbeitungsaufwand.
Weiter wurde festgestellt, dass
die Nachfrage nach Rechtsaus-
künften durch das verbesserte
Angebot dieser Dienstleistung
insgesamt gestiegen ist. Zusätz-
lich wurde ein Sekretär vom
Dienst eingeführt, um Anfragen
besser steuern zu können.

Bayern ist ein halbes Jahr später
als geplant in den Pilot einge-
stiegen, und dieser hat auch
 länger gedauert. In dieser Zeit
wurde viel ausprobiert und
 nachgesteuert, dies kostete viel
Energie bei Haupt- und Ehren-
amtlichen. Dafür bedankte sich
die Landesleitung. Mit diesen
 Erkenntnissen werden jetzt Zug
um Zug die weiteren  Landes -
bezirke neu strukturiert.

Ob die Hauptamtlichen in den
Fachbereichen dann wirklich
mehr Freiräume für die Arbeit
vor Ort haben, wird sich in der
Praxis zeigen. Bislang gab es, be-
dingt durch die Anlaufsituation,
noch kein eindeutiges Bild.

Nach der Umsetzung der „Per-
spektive“ folgt die Neustruktu-
rierung der Fachbereiche, auch
dies wieder ein Mammutprojekt,
das die Haupt- und  Ehrenamt -
lichen zu stemmen haben. W

Ulrich Bareiß
Mitglied im ver.di Landesbezirksvorstand

Perspektive ver.di wächst!

Pilotphase in Bayern beendet

Der Fachbereich 8 Bayern
 informierte seine Ehren- und
Hauptamtlichen Ende Novem-
ber zu der geplanten  Struk -
turänderung in ver.di.

Einleitend wurde von Kalle
 Kaschel-Arnold, stellvertretender
Leiter des FB 8 in Bayern, ein
Überblick über den Diskussions-
stand in ver.di gegeben. In Bayern
gibt es vom Landesbezirk noch
keine Stellungnahme. Der Bezirk
München steht dem Vorhaben
eher ablehnend gegenüber. In vie-
len Fachbereichen gibt es große
Skepsis. Große Bedenken beste-
hen zu der Identifikation mit dem
Fachbereich, zur Fachlichkeit, zu
der Frage, was mit den Ortsverei-
nen passiert, und dem engen Zeit-
rahmen. Zudem müsse noch bei
der Umsetzung der Perspektive
nachgesteuert werden.

Frank Werneke, stellvertretender
ver.di-Vorsitzender und Leiter 
des Fachbereiches 8, erinnerte an
die Gründung von ver.di und das
 Zustandekommen der 13  Fach -
bereiche. Damals wurde viele
Kompromisse aus Gründen der
Arithmetik und des Proporzes
 gemacht. Heute führen diese zu
 vielen Schnittstellenproblemen.
Branchen haben sich  weiterent -
wickelt, man denke nur an Logis-
tik und Handel, die Flughäfen, die
Privatisierung von öffentlichen
Einrichtungen und Behörden. Dies
ist der Hauptgrund für eine Über-
arbeitung der Fachbereiche, so
Werneke. Weiter müsse man auch
die unterschiedliche Mitglieder-
entwicklung und Beitragssitua-
tion in den 13 Fachbereichen
berücksichtigen. Trotz des schon
lange bekannten Handlungsbe-
darfs habe man erst spät damit
begonnen.

Einige Fachbereiche haben sich
bereits zum Zusammenschluss
verabredet, der Fachbereich 3
(Gesundheitswesen) wird sich
nicht verändern.

Die Situation des Fachbereiches 8
Medien, Kunst und Industrie

mehr wiederzufinden, und dass
Fachkompetenz und Mitglieder-
nähe verloren gehen. Andere
 halten den Zusammenschluss
durchaus für sinnvoll und beto-
nen, was das Mitglied von der
Gewerkschaft braucht: nämlich
Fachlichkeit, branchenbezogene
Fortbildung und  Gewerkschafts -
 arbeit in Ortsgruppen und Betrie-
ben.

Werneke unterstrich, dass ver.di
das Thema „Selbstständige stär-
ken“ sehr ernst nimmt. Da es in
manchen Landesbezirken nur eine
Stelle dafür gibt, ist es natürlich
mit der Erreichbarkeit problema-
tisch. Ein solidarischer Ausgleich
habe auch bisher stattgefunden.
Es gibt keine Logik, dass die
 Fachgruppen entsprechend den
Beitragseinnahmen finanziert
werden. Schwerpunkte werden
dort gesetzt, wo Wachstum mög-
lich ist. Er sieht eine gute Chance
für Jugendarbeit, hier bieten die
Fachbereiche 1und 9 ein gutes
System. Wichtig ist, dass es bei
der Umsetzung der Fachbereiche
keine Störung im Betriebsablauf
gibt.

In der zweiten Diskussionsrunde
hat sich die FG Industrie für die
gute Betreuung bedankt und be-
fürwortet den Zusammenschluss
als Chance. Man sieht aber auch
eine Fürsorgepflicht von ver.di
den Hauptamtlichen gegenüber.
Von weiteren Diskussionsteilneh-

stellte Werneke besonders heraus.
Er empfahl Gespräche mit den
anderen vier, Finanzdienstleistun-
gen (1), Ver-und Entsorgung (2),
Bildung, Wissenschaft und For-
schung (5), Telekommunikation, IT
und Datenverarbeitung (9) aufzu-
nehmen. Bei allen Unterschieden
hätten alle diese Fachbereiche
ihre Identität in den Fachgruppen,
dies sei eine gute Basis für die
 gemeinsame Gestaltung. Zuneh-
mend finde in den genannten
Fachbereichen die Wertschöpfung
über das Netz statt, auch das sei
ein gemeinsamer Nenner. Weiter
soll die Tarifautonomie in den
Fachgruppen verankert werden.
Bis zum Sommer 2018 soll ein
„Gründungsvertrag“ stehen, mit
der Entwicklung von 2019 bis
2023. Die formale Entscheidung
soll 2019 auf der Bundesfachbe-
reichskonferenz getroffen werden.
Werneke plädierte für eine opti-
male Balance zwischen Fachlich-
keit und regionaler Präsenz. Auf
dem nächsten Bundeskongress
2019 soll der Bundesvorstand be-
reits verkleinert werden.

Inzwischen hat sich der  Fach -
bereich 5 Bildung, Wissenschaft
und Forschung aus dem ge-
planten neuen Fachbereich A
verabschiedet. Der Fachbereich
5 wird von Ute Kittel geleitet,
die auch für den Fachbereich
13 Besondere Dienstleistungen
zuständig ist. Der Fachbereich
13 wurde nach dem  ursprüng -
lichen Schema, das im Indus-
trie-Report/mti-Info Anfang
November vorgestellt wurde,
dem neuen Fachbereich B zu-
geteilt, zusammen mit den
 Sozialversicherungen, Bund
und Länder, Gemeinden und
Verkehr (Anmerkung der
 Redaktion).
https://tinyurl.com/y7je8zar

In der anschließenden ersten Dis-
kussionsrunde wurde Kritik am
Mitgliederschwund der Gewerk-
schaften geübt. Einige befürchten,
sich in dem neuen Konstrukt nicht

mern wurde größtmögliche
 Transparenz bei dem Prozess ge-
wünscht. Haustarifverträge, die
leider zunehmen, können nicht
kollektiv beantwortet werden. Die
Solidarität zwischen den Fachbe-
reichen ist Kultur einer Gewerk-
schaft. Man soll eine Diskussion
von unten nach oben führen, was
ist sinnvoll, was kann man lassen.

Christa Hasenmaile äußerte große
Sorge um den Fachbereich 8, es
bestehe Notwendigkeit zum Han-
deln. Sie sehe keine Alternative zu
einer Fusion. Auch Gewerkschaf-
ten müssten verantwortungsvoll
mit den Mitgliedsbeiträgen um-
gehen. Jedoch ist ihr der Vorgang
zu technokratisch und zu wenig
emotional, leider werde zu wenig
diskutiert, was positiv läuft. Und
vielleicht sei es insgesamt zu viel
Umbau auf einmal, Perspektive
und Fachbereiche.

Werneke betonte, dass es zwi-
schen den zwei Projekten keine
Verbindung gebe, auch ohne Per-
spektive würde sich die Frage
nach der Zukunft der Fachberei-
che stellen. Leider hatte man bis-
her nicht den Mut, Vorschläge zu
machen. Die überwiegende Reak-
tion der Mitglieder sei positiv. Der
FB 8 entscheide selbst, welche
Fachgruppen er hat. Es gibt Dis-
kussionen zu Alternativmodellen,
darin spielt aber der FB 8 keine
Rolle. Die Diskussion zur Matrix
wurde auch angedacht, der Bun-
desvorstand hat sich dagegen
entschieden. Die Gremien werden
in den Fachbereichen eigenstän-
dig entscheiden, man brauche gut
funktionierende FG-Vorstände.
Aber brauchen wir wirklich alles?
Braucht man über 30.000 Gre-
mien in ver.di? Jeder Fachbereich
muss sich spätestens im Frühjahr
2019 entscheiden, welchen Weg
er geht. Dabei kann der Gewerk-
schaftsrat keinem Fachbereich
etwas vorschreiben. Erste  Ent -
würfe dazu soll es im Februar/
März 2018 geben. W

Ulrich Bareiß
Vorsitzender FG Industrie in Bayern
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Nach zwei  Verhandlungs -
terminen, die von rund 7.000
Kolleg_innen der IG Metall
und von ver.di mit Aktionen
begleitet wurden, gibt es
 erwartungsgemäß noch kein
Ergebnis. Ganz im Gegenteil:
Die Positionen liegen weit
auseinander.

Die Forderung der IG Metall zu-
sammengefasst: 
• 6,0 % Entgelterhöhung auf

zwölf Monate
• Wahloption für eine verkürzte

Vollzeit für alle mit bis zu 28
Stunden-Woche auf zwei
Jahre mit Rückkehrrecht 
(persönliche Wahlarbeitszeit)

• Zuschuss bei Arbeitszeitver-
kürzung bei belasteter Arbeit
von 750 Euro pro Jahr ab Min-
destreduzierung

• Zuschuss bei Arbeitszeitver-
kürzung zur Kinderbetreuung
oder Pflege von 200 Euro pro
Monat ab Mindestreduzierung

• Dazu weitere Themen wie
Leistungsdruck begrenzen mit
Personalbemessung und freie

Tage zur Prüfungsvorbereitung
für Azubis und dual Studie-
rende.

Die wirtschaftliche Situation in
den Betrieben ist besser als bei
den Runden 2014/16 und alle
Prognosen der Institute zeigen
eine weiterhin ungebrochene
Wirtschaftsdynamik an. Dies
 erkennen auch die Arbeitgeber 
in ihrer Einschätzung an und be-
richten von vollen  Auftrags -
büchern.

In der zweiten Verhandlungs-
runde haben nun die Arbeitgeber
ein Angebot von 2,0 % auf 15
Monate angeboten. Dieses An-
gebot ist jedoch verknüpft mit
einer vom Arbeitgeber bestimm-
ten bedarfsorientierten flexiblen
Arbeitszeit. Mehrarbeitszu-
schläge und Schichtzulagen
seien nicht mehr zeitgemäß, und
für ältere Arbeitnehmer müsse
der Kündigungsschutz und der
Entgeltausgleich bei Leistungs-
minderung abgeschafft werden,
so die Gegenforderung des VBM.

Eine vom Arbeitnehmer be-
stimmte Flexibilität würde den
Fachkräftemangel verstärken.
Wer genau nachrechnet, kommt
schnell dahinter, dass das Ange-
bot der Arbeitgeber in Wirklich-
keit eine Reduzierung der Lohn -
kosten zum Ziel hat. Man brau-
che schließlich finanzielle Mittel
um die Digitalisierung voran zu
treiben, so die Arbeitgeber.

Der nächste Verhandlungstermin
ist in Bayern am 15. Januar
2018. Das „Angebot“ bzw. die

„Forderung“ der Arbeitgeber ist
eine Provokation. Die Friedens-
pflicht endet am 31. Dezember
2017, und mit den ersten Warn-
streiks ist ab dem 8. Januar zu
rechnen. Alle ver.di-Mitglieder
im Bereich der M+E sind aufge-
rufen, sich an den Aktionen, den
Warnstreiks, den Streiktagen der
IGM zu beteiligen. Die entspre-
chende Streikunterstützung wird
beim ver.di-Bundesvorstand be-
antragt. W

ub

Tarifverhandlungen Metall und Elektro

Postionen noch weit auseinander

Es sei ein bemerkenswerter
Termin, erklärte der Vorsit-
zende der Deutschen Energie-
Agentur, Andreas Kuhlmann,
zu Beginn des dena-Kongres-
ses. Gerade sei die „Zeit der
Augenringe“ bei der  Welt -
klimakonferenz vorbei, da
mussten die rund 900  Teil -
nehmer_innnen und etwa 80
 Referent_inen im Berliner
Congress Centrum erfahren,
„dass Politik mehr ist als
 Energiewende“.

In der Nacht hatte die FDP die
Sondierungsgespräche abgebro-
chen, wovon sich viele überrascht
zeigten. Aber, so Kuhlmann,
„Energiewende ist auch mehr als
Energiewirtschaft.“ Und er for-
derte: „Wir brauchen eine Regie-

rung, die sich dieser Fragen an-
nimmt.“

In der Plenumsrunde „Integrierte
Energiewende – und was jetzt zu
tun ist“ forderten der Vorstands-
vorsitzende von Vonovia, der
 Geschäftsführer von Vattenfall
Deutschland, von Ford Deutsch-
land und der Getec Wärme und
 Effizienz GmbH vor allem Pla-
nungssicherheit. Tuomo Hatakka
von Vattenfall betonte eine
„Energiekulturwende“ im eige-
nen Haus. Vattenfall setze in Zu-
kunft mehr auf Demokratisierung,
Dezentralisierung und Diversität. 
Buch erklärte, seine  Wohnungs -
gesellschaft Vonovia sei durch
 Energiegewinnungs- und -spar-
maßnahmen zum Stromabgeber
aufgestiegen, und skizzierte seine

Wunschvorstellung von energie-
autonomen Wohnquartieren.
Ford, so Gunnar Herrmann, müsse
sich vom Autofabrikanten zum
Mobilitätsanbieter entwickeln,
aber: „Ohne bezahlbare Energie-
versorgung ist unser Konzept
nicht tragbar.“ 

Michael Lowak von der Getec
sagte, dass Energie- und Immobi-
lienbranche stärker zusammen-
wachsen müssten. Vonovia-Chef
Buch erläuterte, dass bei künfti-
ger Bauplanung elektrische Lade-
stationen und Carsharing gleich
mit konzipiert werden sollten.

Politiker bestimmten die zweite
Plenumsrunde zur integrierten
Energiewende „Was jetzt ge-
macht wird“. Kuhlmann gab zu,

Energiewende

Wohnquartiere als Eigenversorger planen
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dass sein Konzept wertlos sei:
„Ich dachte, wir könnten hier
über Ergebnisse reden.“ An den
Energiethemen habe das Schei-
tern nicht gelegen, erklärte der
Berliner FDP-Abgeordnete Henner
Schmidt, der im „Backoffice“ bei
Energiethemen beraten hat.

Einig waren sich Ralph Lenkert,
Linke, und Oliver Krischer, Grüne,
dass der Kohleaussteig begonnen
und mit Infrastrukturmaßnahmen
für die betroffenen Regionen ab-
gefedert werden müsse, während
Bernd Westphal von der SPD (und
der IG BCE) den Kohleausstieg als
Fehler bezeichnete und eine er-
neute Große Koalition forderte. W

Susanne Stracke-Neumann

https://www.dena.de
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Die dritte Konferenz in dieser
Zukunftsreihe, veranstaltet
von der Hans-Böckler-Stiftung
in Zusammenarbeit mit dem
Audi-Betriebsrat Ingolstadt,
hatte das Thema Digitalisie-
rung und Mitbestimmung.
Über 500 Betriebsräte, Ver-
trauensleute, Jugendvertreter
und Gewerkschaftler aus der
Region waren dazu  einge -
laden.

Und sie waren gleich von einer
anderen Sitzordnung überrascht,
denn man saß in kleinen Stuhl-
kreisen zusammen. Partizipation
während der Konferenz war wich-
tig. So wurden nach dem Inputre-
ferat die Themen in den kleinen
Runden diskutiert und per Smart -
phone Schlagworte weitergeleitet
oder über Fragen abgestimmt. In
einem Voting ergab sich, dass ein
Drittel der Teilnehmer erst ein bis
fünf Jahre der Gewerkschaft an-
gehören, während 30 Prozent
länger als 25 Jahre dabei sind,
also eine gute Mischung aus Ju-
gend und Erfahrung.

In seiner Begrüßung betonte Jo-
hann Horn, Bezirksgeschäftsfüh-
rer der IGM Ingolstadt, dass die
Debatte über Arbeit 4.0 stark
technologisch geprägt sei. Jedoch
erfasse die Digitalisierung die
 gesamte Prozesskette in allen

Branchen. Gewinner der digitalen
Transformation dürfen nicht nur
die Unternehmen sein.

Jan Paul Giertz von der Hans-
Böckler-Stiftung hob das Projekt
des Audi-Betriebsrates als Leucht-
turmprojekt hervor und begrüßte,
dass auch die  Unternehmens -
leitung von Audi anwesend war.
Gute Arbeit sei mit wirtschaftli-
chem Erfolg vereinbar, die Technik
müsse dem Menschen dienen.

Die beiden Hauptorganisatoren
des Projektes, Ralf Mattes, Refe-
rent beim Gesamtbetriebsrat, und
Hanjo Gerks vom Veränderungs-
management Audi, möchten die
Digitalisierung erlebbar machen.
Deshalb luden sie zu einem Markt-
 platz mit vielen Ausstellern ein.

In einer Diskussionsrunde blickte
Peter Mosch, GBR Audi AG, noch-
mals auf den Start des Projektes
2014 zurück. Er betonte, wie
wichtig es ihm ist, die Kolleg_in -
nen mitzunehmen und im Aus-
tausch zu sein. Wichtig sei die
Qualifizierung und Weiterbildung
der Belegschaft bei gleichzeitiger
Beschäftigungssicherung.

Dr. Norbert Kluge, Leiter der Mit-
bestimmungsförderung der HBS,
gab ein starkes Plädoyer für die
Mitbestimmung. Die Mitbestim-

mung müsse raus aus dem alten
Rahmen, betriebliche Grenzen
überwinden und sich an der Wert-
schöpfungskette orientieren.

Moderatorin Kira Marrs (Foto,
rechts) vom Institut für Sozialwis-
senschaftliche Forschung ISF
München führte erst ein einleiten-
des Gespräch mit dem  Sprach -
roboter Nao, bevor sie den DGB-
Vorsitzenden Reiner Hoffmann,
Dr. Katarina Barley, Bundesminis-
terin für Familie, Senioren, Frauen
und Jugend, und Peter Kössler,
Produktionsvorstand Audi AG
(Foto, von links), zur Diskussion
„Transformation der Arbeitswelt
durch Digitalisierung – Perspekti-
ven für die Mitbestimmung“
 begrüßte.

Zuvor wurden jedoch die Teilneh-
mer gefragt, ob sie den Eindruck
haben, dass der Mensch im Mit-
telpunkt stünde. Sechs Prozent
hatten überhaupt nicht den Ein-
druck, 38,7% stimmten dem eher
nicht zu, und 39% stimmen dem
nur teilweise zu.

Die Diskutanten waren von dem
Ergebnis nicht überrascht. Barley
sprach für eine gerechte Vertei-
lung, es gehe nicht an, dass die
Chancen in der Effizienz liegen
und die Risiken bei den Beschäf-
tigten. Die Gewerkschaften seien

Dez. 2017

Vision Ingolstadt 2030

Der Mensch im Mittelpunkt? 
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die Chancen könnten nur genutzt
werden, wenn der Mensch im
Mittelpunkt stehe, so Hoffmann.
Kössler sieht eine Verunsicherung,
die Ängste erzeugt. Die Digitali-
sierung sei ein evolutionärer,
durch Kreativität der Menschen
gestalteter Prozess, der für die
Wettbewerbsfähigkeit der Unter-
nehmen erforderlich sei.

Auf die nächste Frage, was  kon -
kret zu tun sei, sah Kössler „Le-
benslanges Lernen“ und Verände-
rungen im Bildungssystem an
 erster Stelle. Hoffmann kritisierte
die teilweise verrotteten Bildungs-
einrichtungen, denn Bildung
müsse der Leuchtturm sein und
nicht Banken und Versicherungen.
Bildung sei auch die Befähigung
zur Selbstbestimmung der Le-
bensumstände. Das länderbezo-
gene Bildungssystem sieht Barley
als Flexibilitätshemmnis. „Lebens -
langes Lernen“ höre sich an wie
 „lebenslanger Knast“, diese
Ängste müsse man nehmen, es
bedürfe neuer Formen des
 Lernens. „Lernen muss Spaß
 machen“, pflichtete Hoffmann bei. 

Auf die Frage, was sich konkret
ändere, antwortete der Audi-Vor-
stand, dass im indirekten Bereich
der weitaus größere Verände-
rungsprozess stattfinden werde.
Man wisse, dass viele IT-Systeme
nicht mehr aktuell seien.

Auf die Frage wie die Arbeitswelt
2030 sich darstelle, stellte Hoff-
mann die Gegenfrage nach dem
künftigen Wirtschaftssystem, neo-
liberal oder sozial? Er forderte,
die Plattformökonomie in die
Pflicht zu nehmen. Der Audi-Vor-
stand bekannte sich ausdrücklich
zur Mitbestimmung, sah darin
aber auch eine Mitverpflichtung.
Weiter sieht er die Arbeitsplätze
2030 genau so sicher wie heute.
Ende November wurde eine
 Betriebsvereinbarung zum Aus-
schluss betriebsbedingter Kündi-
gungen bis 2025 abgeschlossen.
W

Ulrich Bareiß

wir reden mit

Informationen für Meister/innen, Techniker/innen und Ingenieur/innen in ver.di Dez. 2017

Uni nach folgenden Aspekten vor:
Eine regionale Auswahl und der
Rückgriff auf den Praxispool der
Uni.

Fazit: Die System-Akkreditierung
der Hochschule kann von einem
eigenen Berufspraxispool profitie-
ren und Lehramtsprozesse können
schneller reakkreditiert werden.
Darüber entbrannte dann eine
rege Diskussion zu diesem  Vor -
gehen der Uni Potsdam.

Über die Auswirkungen von
Staatsvertrag, Musterrechtsver-
ordnung und Handreichungen auf
die Gutachterpraxis diskutierten
Musil, Dr. Olaf Bartz, Professor 
Dr. Joachim Göbel, moderiert von
Jan-Martin Wiarda. Bartz verwies
auf die Beachtung von Best-
Practice-Beispielen für die Lehre

und die Studiengänge. Musil be-
tonte, dass die Gutachter wissen
müssen, um was es geht, damit
sie die richtigen Fragen stellen
können. Göbel unterstrich eben-
falls die nötigen fachlichen
 Kompetenzen der Gutachter, die
entsprechend geschult werden
müssten.

Die Gutachter werden von den
Akkreditierungs-Agenturen selbst
ausgesucht. Eine Aufwandsent-
schädigung ist für die Gutachter-
tätigkeit aber nicht einheitlich
geregelt.

Anschließend folgten drei Ent-
wicklungsworkshops mit den
 Themen „Berufspraxis im Kontext
interner Verfahren“,  „Berufs -
 praxis im Kontext der neuen
 Situation der Agenturen“ und
„Schulterschluss von Berufspraxis
und  studentischen Gutachtern“.
Der Workshop zur „Berufspraxis
in der Akkreditierung von Lehr-
amtsstudiengängen“ fiel aus. 
Zu allen drei Workshops soll der
Steuerkreis eine Stellungnahme
abgeben.

Näheres zu unseren Workshops
kann auch im Internet in der
 Fotodokumentation nachgelesen
werden:
https://tinyurl.com/ydyamj5y

Am zweiten Tag berichtete Geyer
über Veränderungen im Steuer-
kreis des Gutachternetzwerks
GNW: Für ver.di folgt Lotte Haag
auf Hanne Reiner. Da die Gewerk-

schaft Erziehung und Wissen-
schaft GEW neu ist im GNW,
stellte Sonja Staack sie vor. Sie
verwies auch darauf, dass die
Hans-Böckler-Stiftung sich aus
dem GNW zurückgezogen hat.

Weitere Hinweise gab es zu Punk-
ten wie etwa der Vergleichbarkeit
der Kompetenzen und der Aner-
kennung von Teilleistungen. Dass
die Musterrechtsverordnung am
31. Dezember 2017 in Kraft tritt,
ist ebenso wichtig wie eine starke
Beruflichkeit der Studiengänge.

Zukünftig wird der Akkreditie-
rungsrat sämtliche Akkreditie-
rungsentscheidungen treffen,
sowohl über die Programm- als
auch über die Systemakkreditie-
rung.

Zu den nächsten Terminen des
Netzwerkes gehörten im Dezem-
ber 2017 in Berlin die Interessen-
vertretung für dual Studierende,
außerdem weitere Schulungen für
GutachterInnen, das Thema Bil-
dungsurlaub, die AG-Akkreditie-
rungs-Bilanz und die Neuregelung
im März 2018.

Es wurde noch mal daran erin-
nert, dass sich die GutachterInnen
im Netzwerk registrieren lassen
sollen, auch in Bezug auf ihre
 Einsätze. W

Karl Eisele

Fragen an karl.eisele@gmx.de

Bildung

Die drei Säulen der künftigen
Qualitätssicherung
Gutachternetzwerk und Uni Potsdam berieten über Akkreditierung von Studiengängen. Themen
waren dabei drei wesentliche Punkte: Staatsvertrag, Musterrechtsverordnung und Handreichungen.

Auf der Plenumstagung wurden
diese und weitere wichtige Entwi-
ckelungen rund um die Akkredi-
tierungsverfahren diskutiert. Timo
Geyer von der IG Metall, Mitglied
des Steuerkreises des Gutachter-
netzwerks, begrüßte die Teilneh-
merInnen.

Professor Dr. Andreas Musil,
 Vizepräsident der Uni Potsdam,
 berichtete über das Akkreditie-
rungssystem der Universität.
 Auffallend ist, dass die Uni ein
 eigenes Qualitätsmanagement-
System hat und keine dezentralen
Ansätze. Die Akkreditierung von
Studiengängen erfolgt durch in-
terne Konzeptakkreditierung und
interne Programme zur Akkredi-
tierung. Die Auswahl externer
Gutachter für die interne Pro-
grammakkreditierung nimmt die

Die Expertinnen und Experten
im Netzwerk von IG Metall,
ver.di. IG BCE, DGB, GEW und
dem Verein Arbeit, Bildung und
Forschung sollen die gewerk-
schaftliche Position in der
 Studienreform und im Akkredi-
tierungsprozess stärken und die
Gestaltung und Entwicklung
von Studiengängen im Interesse
der Studierenden bzw.  zukünf -
tigen Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmern unterstützen.
Das Netzwerk soll eine Schnitt-

stelle zu den Akkreditierungs-
agenturen und ihren Gut ach-
ter_innenpools bilden.

Eingeladen sind alle, die sich als
Gutachterin bzw. Gutachter an
der Akkreditierung beteiligen
und gemeinsam an den damit
zusammenhängenden Fragen
 arbeiten wollen. W

www.gutachternetzwerk.de

Gutachternetzwerk

R E P O R T
Informationen für Mitglieder der Fachgruppe Industrie/industrielle Dienstleistungen im ver.di-Fachbereich 8 Dez. 2017

Gute Arbeit

Flexibel, mobil und
immer erreichbar?

I N D U S T R I E

Liebe Kolleginnen
und Kollegen,

bei Gründung von ver.di wurden die Mitglie-
der der Alt-DAG in der Industrie nicht gefragt,
zu welchem Fachbereich sie gerne gehen
würden. Es wurde entschieden, dass die
DAG-Mitglieder der Industrie als Größen- und
Budgetausgleich dem Fachbereich 8 zugeord-
net wurden. Aus damaliger Sicht gab es mit der Alt-Postgewerkschaft
im Bereich Telekom sicher auch Schnittmengen.

Am Anfang fühlten wir uns kritisch beäugt von den Kolleg_innen der
Alt-IG-Medien. Manche Hauptamtliche meinten gar, wir würden doch
eher zur IG Metall gehören. Bei den ehrenamtlichen Kolleg_innen
 hatten wir bei der Frage durchaus Verständnis und erläuterten unse-
ren Standpunkt geduldig. Wir hatten uns alle bewusst für die DAG
und nicht für die IG Metall entschieden.

Aber im Laufe der Jahre fanden wir gut zusammen, haben voneinan-
der gelernt und ergänzen uns. Die Zusammenarbeit mit Haupt- und
Ehrenamtlichen funktioniert reibungslos und das normale Mitglied
wird weiter gut betreut. Im Laufe der Jahre haben haupt- und ehren-
amtliche Funktionsträger gewechselt, auch das hat gut funktioniert.

An dieser Stelle ein Danke an die gute Betreuung in Bayern, wo ich
zuhause bin, sowie an Peter Haacke und Rudi Zink in der  Bundes -
verwaltung.
Die Fachlichkeit und die Haltearbeit haben gut funktioniert, manche
meinten ja, vier Jahre nach ver.di-Gründung wäre mit der Industrie in
ver.di bereits Schluss. Heute stehen wir immer noch da, haben gut
funktionierende Landesfachgruppen und die Austritte sind geringer
als in anderen Gruppen im Fachbereich 8.

Wenn sich jetzt der Fachbereich 8 mit drei oder vier anderen Fachbe-
reichen zusammenschließt, sehe ich dies als große Chance. Wichtig ist
mir jedoch, dass in den Fachgruppen weiterhin gut gearbeitet wird
und die Fachlichkeit erhalten bleibt, dass die bisher bestehenden und
im Fachbereichsstatut aufgeführten Arbeitskreise wie in unserer
 Fachgruppe der Arbeitskreis Ingenieure und Naturwissenschaftler AIN
auch weiterhin möglich sind und die Betreuung im Fachbereich gut
funktioniert. Die Fachgruppe Industrie ist offen für einen neuen Weg
und befürwortet die Gespräche mit den anderen Fachbereichen.

Heute fühle ich mich als Mitglied der Fachgruppe Industrie im FB 8
Medien und morgen als FG Industrie im Fachbereich A, der vielleicht
„Digitale Dienstleistung“ heißen wird. W

Ulrich Bareiß
Bundesvorstand Fachgruppe Industrie · Leiter von AIN
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leistungssektor nieder, bereits 83
Prozent der Beschäftigten sind
dabei betroffen. Hinzu kommen
neue Arbeitsmethoden und mobi-
les Arbeiten. Gerade beim mobi-
len Arbeiten klaffen Wünsche der
Beschäftigten und Wirklichkeit
weit auseinander. Unter Flexibili-
tät verstehen die Arbeitgeber eine
auftragsorientierte Arbeitszeit.
Nicht die Arbeitszeitgesetze müs-
sen überprüft werden, sondern
die Leistungsanforderungen, so
Brandl. Ebenso müsse die Dienst-

leistungsarbeit, die Arbeit mit und
am Menschen, anerkannt und
aufgewertet werden. Das Thema
Gute Arbeit wird bei ver.di dabei
mit vier Projekten begleitet: pren-
timo, Cloud und crowd, digAP
und Transwork.

„Kontinuität und Beteiligung:
‚Gute Arbeit‘-Beschäftigtenbefra-
gung 2016 beim Landesbetrieb
Liegenschafts- und Baubetreuung
Rheinland-Pfalz und Evaluation
der Maßnahmenentwicklung und

-umsetzung“, so lautete das
Thema, das Norbert Bauer, GPR-
Vorsitzender LBB, und Dr. Mary
Lindner, externe Moderatorin und
Gesundheitswissenschaftlerin,
vortrugen. Insgesamt fünf Jahre
hat das Projekt gedauert, vom
Einstieg über eine Beschäftigten-
befragung bis zum Abschluss
einer Dienstvereinbarung. Dabei
wurden die Führungsleitlinien
überarbeitet, eine bessere Verein-
barkeit von Familien und Beruf er-
reicht und die Qualifizierung

Heute haben fast alle politischen
Parteien den Begriff „Gute  Arbeit“
in ihrem Parteiprogramm, ein gro-
ßer Erfolg für ver.di. Auch das jähr-
liche Buch zur Guten  Arbeit und
der DGB-Index Gute Arbeit sind
mittlerweile fest etabliert, erklärte
Karl-Heinz (Charly) Brandl, Be-
reichsleiter Innovation und Gute
Arbeit, im Rückblick auf „Zehn
Jahre ver.di-Initiative Gute Arbeit“. 

Der Megatrend Digitalisierung
schlägt sich vor allem im Dienst-

Hieß das Schlagwort vor zehn Jahren „Sozial
ist, was Arbeit schafft“, so haben ver.di und der
DGB mit dem Projekt „Gute Arbeit“ dagegen-

gehalten. Mit dem Anspruch „Gut ist Arbeit,
die den Ansprüchen der Beschäftigten gerecht
wird“.

P
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Die dritte Konferenz in dieser
Zukunftsreihe, veranstaltet
von der Hans-Böckler-Stiftung
in Zusammenarbeit mit dem
Audi-Betriebsrat Ingolstadt,
hatte das Thema Digitalisie-
rung und Mitbestimmung.
Über 500 Betriebsräte, Ver-
trauensleute, Jugendvertreter
und Gewerkschaftler aus der
Region waren dazu  einge -
laden.

Und sie waren gleich von einer
anderen Sitzordnung überrascht,
denn man saß in kleinen Stuhl-
kreisen zusammen. Partizipation
während der Konferenz war wich-
tig. So wurden nach dem Inputre-
ferat die Themen in den kleinen
Runden diskutiert und per Smart -
phone Schlagworte weitergeleitet
oder über Fragen abgestimmt. In
einem Voting ergab sich, dass ein
Drittel der Teilnehmer erst ein bis
fünf Jahre der Gewerkschaft an-
gehören, während 30 Prozent
länger als 25 Jahre dabei sind,
also eine gute Mischung aus Ju-
gend und Erfahrung.

In seiner Begrüßung betonte Jo-
hann Horn, Bezirksgeschäftsfüh-
rer der IGM Ingolstadt, dass die
Debatte über Arbeit 4.0 stark
technologisch geprägt sei. Jedoch
erfasse die Digitalisierung die
 gesamte Prozesskette in allen

Branchen. Gewinner der digitalen
Transformation dürfen nicht nur
die Unternehmen sein.

Jan Paul Giertz von der Hans-
Böckler-Stiftung hob das Projekt
des Audi-Betriebsrates als Leucht-
turmprojekt hervor und begrüßte,
dass auch die  Unternehmens -
leitung von Audi anwesend war.
Gute Arbeit sei mit wirtschaftli-
chem Erfolg vereinbar, die Technik
müsse dem Menschen dienen.

Die beiden Hauptorganisatoren
des Projektes, Ralf Mattes, Refe-
rent beim Gesamtbetriebsrat, und
Hanjo Gerks vom Veränderungs-
management Audi, möchten die
Digitalisierung erlebbar machen.
Deshalb luden sie zu einem Markt-
 platz mit vielen Ausstellern ein.

In einer Diskussionsrunde blickte
Peter Mosch, GBR Audi AG, noch-
mals auf den Start des Projektes
2014 zurück. Er betonte, wie
wichtig es ihm ist, die Kolleg_in -
nen mitzunehmen und im Aus-
tausch zu sein. Wichtig sei die
Qualifizierung und Weiterbildung
der Belegschaft bei gleichzeitiger
Beschäftigungssicherung.

Dr. Norbert Kluge, Leiter der Mit-
bestimmungsförderung der HBS,
gab ein starkes Plädoyer für die
Mitbestimmung. Die Mitbestim-

mung müsse raus aus dem alten
Rahmen, betriebliche Grenzen
überwinden und sich an der Wert-
schöpfungskette orientieren.

Moderatorin Kira Marrs (Foto,
rechts) vom Institut für Sozialwis-
senschaftliche Forschung ISF
München führte erst ein einleiten-
des Gespräch mit dem  Sprach -
roboter Nao, bevor sie den DGB-
Vorsitzenden Reiner Hoffmann,
Dr. Katarina Barley, Bundesminis-
terin für Familie, Senioren, Frauen
und Jugend, und Peter Kössler,
Produktionsvorstand Audi AG
(Foto, von links), zur Diskussion
„Transformation der Arbeitswelt
durch Digitalisierung – Perspekti-
ven für die Mitbestimmung“
 begrüßte.

Zuvor wurden jedoch die Teilneh-
mer gefragt, ob sie den Eindruck
haben, dass der Mensch im Mit-
telpunkt stünde. Sechs Prozent
hatten überhaupt nicht den Ein-
druck, 38,7% stimmten dem eher
nicht zu, und 39% stimmen dem
nur teilweise zu.

Die Diskutanten waren von dem
Ergebnis nicht überrascht. Barley
sprach für eine gerechte Vertei-
lung, es gehe nicht an, dass die
Chancen in der Effizienz liegen
und die Risiken bei den Beschäf-
tigten. Die Gewerkschaften seien
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Vision Ingolstadt 2030

Der Mensch im Mittelpunkt? 
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ß nicht naiv vor den Risiken, und 
die Chancen könnten nur genutzt
werden, wenn der Mensch im
Mittelpunkt stehe, so Hoffmann.
Kössler sieht eine Verunsicherung,
die Ängste erzeugt. Die Digitali-
sierung sei ein evolutionärer,
durch Kreativität der Menschen
gestalteter Prozess, der für die
Wettbewerbsfähigkeit der Unter-
nehmen erforderlich sei.

Auf die nächste Frage, was  kon -
kret zu tun sei, sah Kössler „Le-
benslanges Lernen“ und Verände-
rungen im Bildungssystem an
 erster Stelle. Hoffmann kritisierte
die teilweise verrotteten Bildungs-
einrichtungen, denn Bildung
müsse der Leuchtturm sein und
nicht Banken und Versicherungen.
Bildung sei auch die Befähigung
zur Selbstbestimmung der Le-
bensumstände. Das länderbezo-
gene Bildungssystem sieht Barley
als Flexibilitätshemmnis. „Lebens -
langes Lernen“ höre sich an wie
 „lebenslanger Knast“, diese
Ängste müsse man nehmen, es
bedürfe neuer Formen des
 Lernens. „Lernen muss Spaß
 machen“, pflichtete Hoffmann bei. 

Auf die Frage, was sich konkret
ändere, antwortete der Audi-Vor-
stand, dass im indirekten Bereich
der weitaus größere Verände-
rungsprozess stattfinden werde.
Man wisse, dass viele IT-Systeme
nicht mehr aktuell seien.

Auf die Frage wie die Arbeitswelt
2030 sich darstelle, stellte Hoff-
mann die Gegenfrage nach dem
künftigen Wirtschaftssystem, neo-
liberal oder sozial? Er forderte,
die Plattformökonomie in die
Pflicht zu nehmen. Der Audi-Vor-
stand bekannte sich ausdrücklich
zur Mitbestimmung, sah darin
aber auch eine Mitverpflichtung.
Weiter sieht er die Arbeitsplätze
2030 genau so sicher wie heute.
Ende November wurde eine
 Betriebsvereinbarung zum Aus-
schluss betriebsbedingter Kündi-
gungen bis 2025 abgeschlossen.
W

Ulrich Bareiß

wir reden mit

Informationen für Meister/innen, Techniker/innen und Ingenieur/innen in ver.di Dez. 2017

Uni nach folgenden Aspekten vor:
Eine regionale Auswahl und der
Rückgriff auf den Praxispool der
Uni.

Fazit: Die System-Akkreditierung
der Hochschule kann von einem
eigenen Berufspraxispool profitie-
ren und Lehramtsprozesse können
schneller reakkreditiert werden.
Darüber entbrannte dann eine
rege Diskussion zu diesem  Vor -
gehen der Uni Potsdam.

Über die Auswirkungen von
Staatsvertrag, Musterrechtsver-
ordnung und Handreichungen auf
die Gutachterpraxis diskutierten
Musil, Dr. Olaf Bartz, Professor 
Dr. Joachim Göbel, moderiert von
Jan-Martin Wiarda. Bartz verwies
auf die Beachtung von Best-
Practice-Beispielen für die Lehre

und die Studiengänge. Musil be-
tonte, dass die Gutachter wissen
müssen, um was es geht, damit
sie die richtigen Fragen stellen
können. Göbel unterstrich eben-
falls die nötigen fachlichen
 Kompetenzen der Gutachter, die
entsprechend geschult werden
müssten.

Die Gutachter werden von den
Akkreditierungs-Agenturen selbst
ausgesucht. Eine Aufwandsent-
schädigung ist für die Gutachter-
tätigkeit aber nicht einheitlich
geregelt.

Anschließend folgten drei Ent-
wicklungsworkshops mit den
 Themen „Berufspraxis im Kontext
interner Verfahren“,  „Berufs -
 praxis im Kontext der neuen
 Situation der Agenturen“ und
„Schulterschluss von Berufspraxis
und  studentischen Gutachtern“.
Der Workshop zur „Berufspraxis
in der Akkreditierung von Lehr-
amtsstudiengängen“ fiel aus. 
Zu allen drei Workshops soll der
Steuerkreis eine Stellungnahme
abgeben.

Näheres zu unseren Workshops
kann auch im Internet in der
 Fotodokumentation nachgelesen
werden:
https://tinyurl.com/ydyamj5y

Am zweiten Tag berichtete Geyer
über Veränderungen im Steuer-
kreis des Gutachternetzwerks
GNW: Für ver.di folgt Lotte Haag
auf Hanne Reiner. Da die Gewerk-

schaft Erziehung und Wissen-
schaft GEW neu ist im GNW,
stellte Sonja Staack sie vor. Sie
verwies auch darauf, dass die
Hans-Böckler-Stiftung sich aus
dem GNW zurückgezogen hat.

Weitere Hinweise gab es zu Punk-
ten wie etwa der Vergleichbarkeit
der Kompetenzen und der Aner-
kennung von Teilleistungen. Dass
die Musterrechtsverordnung am
31. Dezember 2017 in Kraft tritt,
ist ebenso wichtig wie eine starke
Beruflichkeit der Studiengänge.

Zukünftig wird der Akkreditie-
rungsrat sämtliche Akkreditie-
rungsentscheidungen treffen,
sowohl über die Programm- als
auch über die Systemakkreditie-
rung.

Zu den nächsten Terminen des
Netzwerkes gehörten im Dezem-
ber 2017 in Berlin die Interessen-
vertretung für dual Studierende,
außerdem weitere Schulungen für
GutachterInnen, das Thema Bil-
dungsurlaub, die AG-Akkreditie-
rungs-Bilanz und die Neuregelung
im März 2018.

Es wurde noch mal daran erin-
nert, dass sich die GutachterInnen
im Netzwerk registrieren lassen
sollen, auch in Bezug auf ihre
 Einsätze. W

Karl Eisele

Fragen an karl.eisele@gmx.de

Bildung

Die drei Säulen der künftigen
Qualitätssicherung
Gutachternetzwerk und Uni Potsdam berieten über Akkreditierung von Studiengängen. Themen
waren dabei drei wesentliche Punkte: Staatsvertrag, Musterrechtsverordnung und Handreichungen.

Auf der Plenumstagung wurden
diese und weitere wichtige Entwi-
ckelungen rund um die Akkredi-
tierungsverfahren diskutiert. Timo
Geyer von der IG Metall, Mitglied
des Steuerkreises des Gutachter-
netzwerks, begrüßte die Teilneh-
merInnen.

Professor Dr. Andreas Musil,
 Vizepräsident der Uni Potsdam,
 berichtete über das Akkreditie-
rungssystem der Universität.
 Auffallend ist, dass die Uni ein
 eigenes Qualitätsmanagement-
System hat und keine dezentralen
Ansätze. Die Akkreditierung von
Studiengängen erfolgt durch in-
terne Konzeptakkreditierung und
interne Programme zur Akkredi-
tierung. Die Auswahl externer
Gutachter für die interne Pro-
grammakkreditierung nimmt die

Die Expertinnen und Experten
im Netzwerk von IG Metall,
ver.di. IG BCE, DGB, GEW und
dem Verein Arbeit, Bildung und
Forschung sollen die gewerk-
schaftliche Position in der
 Studienreform und im Akkredi-
tierungsprozess stärken und die
Gestaltung und Entwicklung
von Studiengängen im Interesse
der Studierenden bzw.  zukünf -
tigen Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmern unterstützen.
Das Netzwerk soll eine Schnitt-

stelle zu den Akkreditierungs-
agenturen und ihren Gut ach-
ter_innenpools bilden.

Eingeladen sind alle, die sich als
Gutachterin bzw. Gutachter an
der Akkreditierung beteiligen
und gemeinsam an den damit
zusammenhängenden Fragen
 arbeiten wollen. W

www.gutachternetzwerk.de

Gutachternetzwerk
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Gute Arbeit

Flexibel, mobil und
immer erreichbar?

I N D U S T R I E

Liebe Kolleginnen
und Kollegen,

bei Gründung von ver.di wurden die Mitglie-
der der Alt-DAG in der Industrie nicht gefragt,
zu welchem Fachbereich sie gerne gehen
würden. Es wurde entschieden, dass die
DAG-Mitglieder der Industrie als Größen- und
Budgetausgleich dem Fachbereich 8 zugeord-
net wurden. Aus damaliger Sicht gab es mit der Alt-Postgewerkschaft
im Bereich Telekom sicher auch Schnittmengen.

Am Anfang fühlten wir uns kritisch beäugt von den Kolleg_innen der
Alt-IG-Medien. Manche Hauptamtliche meinten gar, wir würden doch
eher zur IG Metall gehören. Bei den ehrenamtlichen Kolleg_innen
 hatten wir bei der Frage durchaus Verständnis und erläuterten unse-
ren Standpunkt geduldig. Wir hatten uns alle bewusst für die DAG
und nicht für die IG Metall entschieden.

Aber im Laufe der Jahre fanden wir gut zusammen, haben voneinan-
der gelernt und ergänzen uns. Die Zusammenarbeit mit Haupt- und
Ehrenamtlichen funktioniert reibungslos und das normale Mitglied
wird weiter gut betreut. Im Laufe der Jahre haben haupt- und ehren-
amtliche Funktionsträger gewechselt, auch das hat gut funktioniert.

An dieser Stelle ein Danke an die gute Betreuung in Bayern, wo ich
zuhause bin, sowie an Peter Haacke und Rudi Zink in der  Bundes -
verwaltung.
Die Fachlichkeit und die Haltearbeit haben gut funktioniert, manche
meinten ja, vier Jahre nach ver.di-Gründung wäre mit der Industrie in
ver.di bereits Schluss. Heute stehen wir immer noch da, haben gut
funktionierende Landesfachgruppen und die Austritte sind geringer
als in anderen Gruppen im Fachbereich 8.

Wenn sich jetzt der Fachbereich 8 mit drei oder vier anderen Fachbe-
reichen zusammenschließt, sehe ich dies als große Chance. Wichtig ist
mir jedoch, dass in den Fachgruppen weiterhin gut gearbeitet wird
und die Fachlichkeit erhalten bleibt, dass die bisher bestehenden und
im Fachbereichsstatut aufgeführten Arbeitskreise wie in unserer
 Fachgruppe der Arbeitskreis Ingenieure und Naturwissenschaftler AIN
auch weiterhin möglich sind und die Betreuung im Fachbereich gut
funktioniert. Die Fachgruppe Industrie ist offen für einen neuen Weg
und befürwortet die Gespräche mit den anderen Fachbereichen.

Heute fühle ich mich als Mitglied der Fachgruppe Industrie im FB 8
Medien und morgen als FG Industrie im Fachbereich A, der vielleicht
„Digitale Dienstleistung“ heißen wird. W

Ulrich Bareiß
Bundesvorstand Fachgruppe Industrie · Leiter von AIN
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leistungssektor nieder, bereits 83
Prozent der Beschäftigten sind
dabei betroffen. Hinzu kommen
neue Arbeitsmethoden und mobi-
les Arbeiten. Gerade beim mobi-
len Arbeiten klaffen Wünsche der
Beschäftigten und Wirklichkeit
weit auseinander. Unter Flexibili-
tät verstehen die Arbeitgeber eine
auftragsorientierte Arbeitszeit.
Nicht die Arbeitszeitgesetze müs-
sen überprüft werden, sondern
die Leistungsanforderungen, so
Brandl. Ebenso müsse die Dienst-

leistungsarbeit, die Arbeit mit und
am Menschen, anerkannt und
aufgewertet werden. Das Thema
Gute Arbeit wird bei ver.di dabei
mit vier Projekten begleitet: pren-
timo, Cloud und crowd, digAP
und Transwork.

„Kontinuität und Beteiligung:
‚Gute Arbeit‘-Beschäftigtenbefra-
gung 2016 beim Landesbetrieb
Liegenschafts- und Baubetreuung
Rheinland-Pfalz und Evaluation
der Maßnahmenentwicklung und

-umsetzung“, so lautete das
Thema, das Norbert Bauer, GPR-
Vorsitzender LBB, und Dr. Mary
Lindner, externe Moderatorin und
Gesundheitswissenschaftlerin,
vortrugen. Insgesamt fünf Jahre
hat das Projekt gedauert, vom
Einstieg über eine Beschäftigten-
befragung bis zum Abschluss
einer Dienstvereinbarung. Dabei
wurden die Führungsleitlinien
überarbeitet, eine bessere Verein-
barkeit von Familien und Beruf er-
reicht und die Qualifizierung

Heute haben fast alle politischen
Parteien den Begriff „Gute  Arbeit“
in ihrem Parteiprogramm, ein gro-
ßer Erfolg für ver.di. Auch das jähr-
liche Buch zur Guten  Arbeit und
der DGB-Index Gute Arbeit sind
mittlerweile fest etabliert, erklärte
Karl-Heinz (Charly) Brandl, Be-
reichsleiter Innovation und Gute
Arbeit, im Rückblick auf „Zehn
Jahre ver.di-Initiative Gute Arbeit“. 

Der Megatrend Digitalisierung
schlägt sich vor allem im Dienst-

Hieß das Schlagwort vor zehn Jahren „Sozial
ist, was Arbeit schafft“, so haben ver.di und der
DGB mit dem Projekt „Gute Arbeit“ dagegen-

gehalten. Mit dem Anspruch „Gut ist Arbeit,
die den Ansprüchen der Beschäftigten gerecht
wird“.

P

https://tinyurl.com/ydyamj5y
mailto:karl.eisele@gmx.de
http://www.gutachternetzwerk.de



